
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Burgenländischen Landtages der XIII. Wahlperiode

Initiativantrag._

Zahl 13 - 81

Antrag

BeHage 14~

der Abgeordneten Karl STIX, Rudolf MOSER, Ivan
WURGLlCS, Dipl. Ing. Johann KARALL, Or. Günter
WIDDER, Dr. Wollgang DAX und Genossen auf Er­
lassung eines Gesetzes über die Geschäftsordnung
des Burgenländtschen Landtages.

Der Landtag wolle besch'ieBen:

Gesetz vom h .. _ Ober die Geschäftsord-
nung des Burgenlindischen Landtages

Der Burgenländische Landtag 'hat beschlossen:

I. EINBEHUFUNG UND -B.LOUNG DES LANDTAGES

§ 1

Aufgaben des Landtages

Der Landtag -übt die Gesetzgebung des Landes aus
und wirkt an der Vollziehung nach Maßgabe der Landes­
verfassung mit.

§ 2

Verhandlungssprache

Die deutsche Spr,ache ist die Vel1handlungssprache des
Landtages und seiner Ausschüsse.

§ 3

-Einb erufung zur ersten Sitzung

(1) Oer neue Landtag ist vom Präsidenten des alten
Landtages schriftfich so einzuberufen, daß die Abhaltung
seiner ersten Sitzung innerhalb von vier Wochen nach der
Wahl möglich ist.

(2) Die Landtagsabgeordneten 'haben sich zu der In
der Einladung festgesetzten Stunde 'im angegabenen 51t­
zungssaal zu versammeln,

(3) Der Präsident des alten Landtages eröffnet die Sit­
zung und füihrt bis zur Wahl des neuen Präsidenten den
Vorsitz.

(4) Er hat zwei Landtagsabgeordnets zur vorläufigen
Besorgung der ,Geschäfte der Schr4ftfoÜhrer zu berufen.
DIese dürten nicht dersefben politischen Parte~ angehören.

§ 4
Angelobung der Landtagsabgaofdneten

(1) Die Landt,agsabgeordtleten haben ,bei 'threm Eintritt
in den Landtag über Aufforderung des Präsidenten des

uu~se uurren mcnt aersercen ponnsenen ...ane~ angehören.

§ 4
Angelobung der Landtagsabgaofdl1eten

(1) Die Landt,agsabgeordtleten haben ,bei 'I·hrem Eintritt
in den Landtag über Aufforderung des Präsldenten des

alten l:andtages durch die Worte "Ich gelobe" unverbrüch­
liche Treue der -RepubHk Osterreich und dem Burgenland,
stete und volle Beachtung der Gesetze und gewissenhafte
Erfüllung ihrer PfHchten zu geloben.

(2) Später eintretende Landtagsabgeordnete leisten
über Aufforderung des Präsidenten des Landtages die
Angelobung ,bei ihrem Eintritt.

§ 5

Wahl der Prästdenten des Landtages

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte den Präsiden­
ten, den Zweiten Präsidenten und den Dritten Präsiden­
ten. Die Präsidenten bleiben auch -nach Ablauf der Ge­
setzgebungsperiode oder nach Auflösung des Landtages
im Amt, bis der neue Landtag die neuen Präsidenten ge­
wählt hat.

(2) Der Prästdent, der Zweite Präsident und der .oritte
Präsident werden vom Landtag mtt einfacher Stimmen­
mehrheit auf 'Grund eines gemeinsamen Wahlvorschlages
Jener Parteten gewählt, denen 'nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl ein ,P-räsident zukommt; der Wahlvorschlag
muß jeweils von mehr als der Hälfte der Landtagsabge­
ordneten dieser Parteien unterfertigt sein.

(3) Wird e~n gemeinsamer Wahlvorschlag nicht einge­
bracht oder erhätt er nicht die erforderliche Stimmenan­
zahl, so s~nd der Präsident, der Zweite Präsident und der
Drme Präsident nach den 'Bestimmungen der Arbsätze 4
bis 7 zu wählen.

(4) Der Präsident wird vom Landtag auf Grund eines
Wahlvorschlages 'der mandatsstärksten, bei gleicher Man­
datsstärke von der nach -dem Ergebnis der letzten Land­
tagswahl an Stltnmen stärksten Partei mIt mindestens der
Hälfte der abgeg-ebenen SUmmen gewählt. -EFlhält dieser
Wahlvorschlag nicht die er.forderUche Stimmenanzahl, dann
wi~d der Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne
Bindung an diesen Wahlvorschtag mit einlacher St-immen­
mehrheit gewählt.

(6) Der Zweite Präsident wild -auf Grund eines Wahl­
vorschlages der an Mandatennveltstärksten, bel gleicher
Mandatsstärke 'Von der nach dem Ergebnis der letzten
Landtagswahl an Stimmen zweitstärksten Partei gewählt.
Der Zlweite Präsident ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag
mIndestens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen
auf die Zahl -der Landt·agsabgeordneten jener Partei, die

vorschlages der an Mandaten nveltstärksten, bel gleicher
Mandatsstärke 'Von der nach dem Ergebnis der letzten
Landtagswahl an Stimmen zweitstärksten Partei gewählt.
Der Zlweite Präsident ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag
mindestens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen
auf die Zahl -der Landt-agsabgeordneten jener Partei, die
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den Wahlvorschiag eingebracht hat, emält, ·Erhält dieser
Wahlvorschlag nicht die erforderliche Stimmenanzahl, dann
wird der Zweite IPräsident ,~n einem gesonderten Wahlgang
ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit einfacher
Sttmmenmehrheit gewählt.

(6) Die Erstattung des Wahlvorschlages für den Zweiten
Präsidenten obliegt jedoch der an Mandaten stärksten,
bei gleicher Mandatsstärke der nach dem Ergebnis der
letzten Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei, sofern
sie nicht den Präsidenten stellt. Für das Wahlver.fahren ist
Absatz 5 anzuwenden.

(7) Der Dr·itte Präsident w.irdin sinngemäßer Anwen­
dung des § 8 Absatz 7 und 8 gewählt.

§ 6

Abberufung der Präsidenten des Landtages

(1) Der Landtag kann den Präsidenten, den Zweiten
Präsidenten sowie den <Dritten Präsidenten auf Grund eines
Mißtrauensantrag;es durch Beschluß abberufen.

(2) Bin Mißtrauensantrag gegen den Präsidenten kann
gültig nur von mehr als der HäUte der Mltg'lieder des
Landtages gestellt werden. Ein Mißtrauensantrag gegen
den Zweiten und Dritten Präsidenten kann gültig nur von
mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten jener Par­
teien gesteHt werden, über deren Wahlvorschlag sie ge­
wählt wurden.

(3) Ein Beschluß, mit .dem der Präsident abberufen
wird, kann nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der Mitglieder des Landtages und mit einer Stimme mehr
als der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefaßt werden. Ein Beschluß, mit dem der Zweite und
Dritte Präsident abberufen wh:d,kann nur mit einer Mehr­
hett von mindestens zwel Dr.itteln der Anzahl der Stim­
men, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten
jener Parteien, über deren Wahlvorschlag ·sie gewählt
wurden, gefaßt werden.

(4) Wurden die Präsidenten Jn einem gesonderten Wahl­
gang ohne ,BIndung an einen Wahlvorschlag gewählt, kann
ein Beschluß mit dem ein so gewählter Präsident abbe­
rufen wird, gültig nur lbei Anwesenheit von mindestens der
Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einer Stimme
mehr als der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stim­
men gefaßt werden.

§ 7

Vertretung der Präsidenten des Landtages

(1) Im Falle der Verhinderung wird der Präsident durch
den Zweiten Präsidenten und bel dessen Verhinderung
durch den Dritten Präsidenten vertreten.

(2) Der 'Präsident kann sich bel der Führung des Vor­
sitzes Im Landtag durch den Zwe:iten Präsidenten oder
den Dritten Präsidenten vertreten lassen.

(3) Wenn die g'ewählten P·räsidenten an der Ausübung
.... .

durch den Dritten Präsidenten vertreten.

(2) Der 'Präsident kann sich bel der Führung des Vor­
sitzes Im Landtag durch den Zwe:iten Präsidenten oder
den Dritten Präsidenten vertreten lassen.

(3) Wenn die g'ewählten P·räsidenten an der Ausübung
ihres Amtes verhindert oder ';hre Ämter erledigt sind, führt
der an Jahren älteste Landtagsabgeordnete den Vorsitz
Im Landtag, sofern er an der Ausübung seiner Funktion
nicht gehindert ~st 'und einer Partei angehört, die Im Zeit­
punkt der Verhinderung der Gewählten oder der Erledigung
der Ämter im Präsidium des Landtages vertreten war; die­
ser Landtagsabgeordnete hat den ·Landtag sofort einzu-

berufen und nach Eröffnung der Sitzung die Wahl von
drei Vorsitzenden, welche die Funktion der verhinderten
Präsidenten Übernehmen oder lim Falle der 'Erledigung
der Ämter, die Wahl der Präsidenten vornehmen zu lassen.

(4) Wenn er dieser Pflicht binnen drei Tagen, vorn Ein­
tritt der Verhinderung der Präsidenten oder der Erledi­
gung der Ämter an gerechnet, nicht nachkommt, gehen
die vorher genannten Rechte an den nächsten jeweils
ältesten Landtagsabgeordneten Über, bei dem die ,im Ab­
satz 3 angeführten VOlTaussetzungen zutreffen.

(5) Oie so gewählten Vorsitzenden bleiben Im Amt, bis
mindestens einer der an der Ausübung .hrer Funktionen
verhinderten P.räsidenten sein Amt wieder ausüben kann.

§ 8

Wahl der MitgHeder der Landesregierung

(1) Die Landesregierung wird vom Landtag für die
Dauer der Gesetzgebungsperiode i.n der ersten Sitzung
des Landtages gewählt. Die Mitglieder der Landesregie­
rung bleiben jedoch auch nach Aiblaulf der Gesetzgebungs­
periode oder nach Auflösung des Landtages im Amt bis
dle neue Landesregierung gewählt 'Ist.

(2) Der Landeshauptmann, der Landeshauptmann-Stell­
vertreter und die ·übrlgen Mitgli,eder der Landesreg,ierung
werden vom Landtag mit einfacher Stlmmenmehrheit auf
Grund eines gemeinsamen Wahl:vorschlages jener Parteien
gewählt, denen nach den Grundsätzen der Verhältniswahl
ein Mandat .i,n der Landesregierung zukommt; der Wahl­
vorschlag muß jeweils von mehr als der Hälfte der Land­
tagsabgeordneten dieser Par.teien unterfertigt sein.

(3) Wird ein gemeinsamer Wahlvorschlag nicht elnqe­
bracht oder erhält er nicht die erforderliche Stimmenan­
zahl, so sind der Landeshauptmann, der Landeshaupt­
mann-Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Lan­
desregierung nach den IBestjmmungen der Absätze 4 bis
8 zu wählen.

(4) Dar Landeshauptmann wird vom Landtag auf Grund
eines Wahlvorschlages der mandatsstärksten, bei gleicher
Mandatsstänke 'Von der nach dem Ergebnis der letzten
Landtagswahlan Stimmen stärksten Partei mit mindestens
der HäUte der abgegebenen Stimm·en ge"Nählt. Erhält die­
ser Wahlvorschlag nicht die erforderliche SHmmenanzahl,
dann wird der Landeshauptmann iln einem gesonderten
Wahlgang ahne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit
einfacher Stimmenme·hrhelt gewählt.

(5) lDer Landeshauptmann-SteUvertreter wird auf Grund
eines Wahlvorschlages der an Mandaten zweItstärksten,
bei gteicher Mandatsstä"ke von der nach dem Ergebnis
der letzten Landtagswahl an Stimmen zwe·itstärksten Par­
tei gewählt. Der Landeshauptmann-Stellvertreter ist ge­
wählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel
der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl der Land­
tagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag ein­
gebracht hat, erhält. Erhält dieser Wahlvorschlag nicht
dU, -tV'~......Jj.oha _..s:yl-lZ'ln..on..Gh......«0......._u·,v.-el. .d"r_.L n -~......

tei gewählt. Der Landeshauptmann-Stellvertreter ist ge­
wählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel
der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl der Land­
tagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag ein­
gebracht hat, erhält. Erhält dieser Wahlvorschlag nicht
die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird der Landes­
hauptmann-Stellvertreter 'In einem gesonderten Wahlgang
ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit einfacher Stim­
menmehrheit gewählt.

(6) Erhält der Wahlvorschlag der mandatsstärksten.
bei gleicher Mandatsstärke der nach dem Ergebnis der
letzten Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei nicht



die erforderl:iche Stimmenanzahl und stellt diese Partei
auch auf Grund eines gesonderten Wahlganges nicht den
Landeshauptmann, dann steht dleser Partei das Vorschlags­
recht für die Wahl des Landeshauptmann-Stellvertreters
zu. Der zweite und dritte Satz des .AJbsatzes 5 sind anzu­
wenden.

(7) -Die übrigen MitgHeder der Landesreg'ierung wer­
den unter Einrechnung des Landeshauptmannes und des
Landeshauptmann-StellvertreteflS nach den Grundsätzen
der Verhältniswahl wie folgt gewählt:

1. Die Zahl der nach dem Verhältniswahlrecht den ein­
zelnen Parteien zukommenden Mandate ist wie folgt
zu berechnen :
me Zahlen der Mandate der einzelnen Parteien im
Landtag sind, nach 'ihrer Größe geordnet, nebenein­
ander zu schreiben; unter jede dieser Zahlen ist die
Hälfte zu schreiben, darunter das Drittel, das Viertel
USW. Al'le so angeschl1iebenen Zahlen sind nach ihrer
Größe geordnet und beginnend mit der größten Zahl,
mit Leitzahlen (1, 2, 3 usw.) bis zu jener Zahl zu nu­
merieren, die der Anzahl der 'Zu ,vergebenden Mandate
entspricht. Oie auf diese Weise mit der letzten Leit­
zahl bezeichnete Zahl ist die Wahlzahl. Jede Partei
erhält soviele Mandate, wie die Wahlza'hl in der Zahl
ihrer Mandate im Landtag enthalten ist.

2. Haben danach zwe,i oder mehrere Parte.ien den glei­
chen Anspruch aut ein oder mehrere Mandate, ist
unter Zugrundelegung der P.arteilandessummen sinn­
gemäß wie unter Ztffer 1 vorzugehen. Ist auch hiedurch
eine Zuteilung von Mandaten nicht möglich, entschei­
det das Los.

3. Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen jener
Parteien, denen die 'betreffenden Mandate in der Lan­
desregierung zukommen. Die auf den Wahlvorschlägen
genannten ,Bewerber sind gewählt, wenn die Wahlvor­
schläge mindestens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen,
bezogen auf die Zahl der Landtaqsabqeordneten jener
Parteien, die die Wahlvorschläge eingebracht 'haben,
erhalten. Erhalten diese Wahlvorschläge nicht die er­
forderüche Stimmenanzahl, dann werden die betref­
fenden Mitglieder der Landesregierung i," einem ge­
sonderten Wahlgang ohne 'Bindung an diese Wahlvor­
schläge mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(8) ·Erstattet elns Partei, der gemäß Absatz 7 Mandate
·in der Landesregierung zukommen, keinen oder nur einen
ungültigen Wahlvorschlag, dann werden die betreffenden
Mitg~ieder der Landesregierung mit einfacher Stimmen­
mehrheit gewählt.

(9) Die Wahlvorschläge für die Mitglieder der Landes­
regierung sind gültig, wenn sie von mehr als der Hälfte
der Landtagsabgeordneten jener Parteien unterzeichnet
sind, die die Wahlvorschläge eingebracht haben.

§9

(9) Die Wahlvorschläge für die Mitglieder der Landes­
regierung sind gültig, wenn sie von mehr als der Hälfte
der Landtagsabgeordneten jener Parteien unterzeichnet
sind, die die Wahlvorschläge eingebracht haben.

§9

AngeJobung der Mitglieder der Landesreg'ierung

(1) 'Der Landeshauptmann lelstet bet Antritt seines
Amtes vor dem Landtag das ,Gelöbnis: "Ich gelobe, daß
ich die Verfassung und alle Gesetze des Landes getreu
beachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und
Gewissen erfüllen werde."
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(-2) Die übr~gen Mitglieder der Landesregierung leisten
dieses Gelöbnis vor dem Landtag ,in die Hand des Lan­
deshaup~mannes.

(3) Die Bestellungsurkunden des Landeshauptmannes
und der übrigen MitgUeder der Landesregierung sind vom
Präsidenten des Landtages mit dem Tag der Angelabung
gemäß Absatz 1 und 2 auszufertigen und, soweit es sich
um die 'übrigen Mitglieder der Landesregierung handelt,
vom Landeshauptmann gegenzuzeichnen.

§ 10

Landtagsklubs

(1) Mitglieder des Landtages dersejoen wahlwerben­
den Partei haben das Racht, sich in einem Klub zusam­
menzuschließen. ,Die Konstituierung eines Klubs sowie je­
de Neubestellung der Obmänner und der geschäftsführen­
den Obmänner sind dem Präsidenten des Landtages schrift­
Uch mitzuteilen.

(2) Den 'Klubs sind zur Erfüllung ihrer parlamentarischen
Aufgaben das erforderliche Personal und die notwendigen
Sachelnr-ichtungen zur Verfügung zu stellen.

§ 11

Präsiolalkonferenz

(1) Die Präsidenten des Landtages, die Q.bmänner und
die geschäftsfÜhr·enden Obmänner der ,Klubs sind Mitglie~

der der Präsidialkonferenz.

(2) Die Präsidialkonferen.z ist ein beratendes Organ.
Sie wird vom Präsidenten einberufen und geleitet. Die
Einberufung hat zu erfolgen, wenn dies ein Mitglied ver­
langt. Die Präsidialkonferenz erstattet jnsoesondere Vor­
schläge zur Erstellung und Durchführung der Arbeitspläne,
zur Festlegung der Tagesordnungen und der Sitzungszei­
ten des tandtaqes, zur Zuweisung von Vorlagen an die
Ausschü·sse sowie zur Koordlnierung der SitzungszeUen der
Ausschüsse.

(3) Der Präsident erläßt nach Beratung in der Präsidial­
konferenz die Hausordnung.

11. 'GESOH.ÄJFTSFOHRUNG DES LANDTAG:ES
UND LANDT.AGSOIBEKTION

§ 1,2

Geschäftsführung des Präeidenten des Landtages

(1) Der Präsident wacht darüber, daß die Würde und
die Rechte des Landtages gewahrt, die dem Landtag ob­
liegenden Au.fgaben erfüllt und die Verhandlungen ohne
unnötigen AufschUb durchgef.ü.hrt werden.

(2) Der Präsident hat den Ort, die Tagesordnung und
die Dauer jeder Sitzung des Landtages zu bestimmen,
führt den Vorsitz, leitet die Verhandlungen, eröffnet und
schließt die Sitzungen.

(3) Er 'hand habt die Geschäfts9rdnuna und achtet auf
liegenden Au.fgaben erfüllt und die Verhandlungen ohne
unnötigen Aufschub durchgef.ü-hrt werden.

(2) Der Präsident hat den Ort, die Tagesordnung und
d'ie Dauer jeder Sitzung des Landtages zu bestimmen,
führt den Vorsitz, leitet die Verhandlungen, eröffnet und
schließt die Sitzungen.

(3) Er handhabt die Geschäftsordnung und achtet auf
deren ' E.i n hal ~u ng , erteilt das Wort, stellt d;e IFragen zur
Abstimmung und spricht das -Ergebnis aus.

.(4) Der Präsident führt die erforderlichen Zuweisungen
der Im § 20 Abs 1 aUfgezählten Verhandlungsgegenstände
,in der auf fhr Einlangen folgenden Sitzung des 'Landtages
an die Ausschüsse durch.
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(5) Er hat das -Recht der Entgegennahme und der Zu­
teilung aHer an den ·Landtaggelangenden Schriftstücke.

(0) Wahlen auf die Tagesordnung zu stellen, Ist der
Präsident jederzeit berechtigt.

(7) Er handhabt die Hausordnung und hat für die Auf­
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Sitzungssaal und
in den Räumen des Landtages zu sorgen. Er Ist jederzeit,
insbesondere im Falle einer Störung, berechtigt, die Sit­
zung auf längstens 48 Stunden zu unter.brechen oder zu
schließen; er kann die ,Entfernung einzelner Ruhestörer
und die Räumung der Galerie ver1ügen.

(8) Dem Präsidenten obliegt die Vertretung des Land­
tages und seiner Ausschüsse nach außen. Er unterzeich­
net schriftliche Ausfertigungen, die vom landtag ausgehen.

§ 13

Gemeinsam auszuübende Rechte der Präsidenten des
Landtages

(1) Der Präsident bereitet im EinYEnnehmen mit dem
Zweiten und Or.itten Präsidenten den Voranschlag betref­
fend den Landtag vor und Übermittelt ihn samt Anlagen
der Landesregierung.

(2) Der Präsident 'hat im E·invernehmen mit dem Zwei­
ten und Dritten Präsidenten im Rahmen des ·beschtosse­
nen Landesvoranschlages die Ausgaben für den Landtag
zu bewilligen. Ebenso ist vorzugehen bei der Auswahl des
Personals und dessen Zuweisung an die Landtagsklubs
(§ 10 Absatz 2).

,(3) Der Präsident kann im -Einvernehmen mit dem
Zweiten und tDr.itten Präsidenten Änderungen im Text eines
Gesetzesbesch.usses zur Behebung von Formfehlern, smi­
sUschen oder sinnstörenden Fehlern vornehmen.

§ 14

Landtagsdi1lektion

(1) Zur ,Besorgung der parlamentarischen Dienste und
der Verwaltungsangelegenheiten im Bereich des landtages
ist die LandtagsdirektIon lberufen, die dem Präsidenten
des Landtages untersteht. Sie ·ist die ständige Geschäfts­
stelle des Landtages, seiner Ausschüsse, der Präsidenten
und der Prästdla.konferenz.

(2) Der Präsident des Landtages bestellt Im Einver­
nehmen mit der Landesregierung den Landtagsdirektor,
den Landtagsdirektor-Stellvertreter und die übrigen Be­
diensteten der Landtagsdirektion. BeJ der Bestellung der
den Landtagsklubs zuzuweisenden Bediensteten ,Ist dar­
Uber hinaus das Einvernehmen mit dem Zweiten und Drit­
ten Präsidenten des Landtages herzustellen.

(3) DJe leitung der Landtagsdirektion obliegt, unbe­
schadet des Weisungsrechtes des Präsidenten des Land­
tages, dem Landtagsdirektor. iOer lIandtagsdlrektor und
sein SteUy~Jjr~.ter: müssen__r:e.cb.tsIwD.tf.iDh...JI9f.WRJtl nm:r­
Uber hinaus das Einvernehmen mit dem Zweiten und Drit­
ten Präsidenten des Landtages herzustellen.

(3) Die leitung der Landtagsdirektion obliegt, unbe­
schadet des Weisungsrechtes des Prästdenten des Land­
tages, dem Landtagsdirektor. iOer lIandtagsdlrektor und
sein SteUvertreter müssen rechtskundige Verwaltungs­
beamte sein.

(4) Die ,Bef;i,iensteten des Landtages sind hlnS'ichtlich
Ihrer Stellung, Pflichten und Rechte den LandesbedIenste­
ten gleichgestellt.

(5) Soweit es zur ,Besorgung der Aufgaben .der Land­
tagsdirektion und' der Landtagsklubs erforderlich Ist, kann

der Präsident des Landtages im E'invernehmen mit der
Landesregierung ~allw&ise auch andere Bedienstete des
Amtes der Landesregierung verwenden und 'Elnrichtungen
des Amtes der Landesregierung benützen.

§ 15

Schriftführer und Ordner

(1) Die SchrJftfuhrer haben den Präsidenten des Land­
tages bei der Geschäftsführung zu unterstützen.

(2) Sie rbesorgen insbesondere die notwendigen Ver­
lesungen Im Landtag und winken !beI der Ermittlung des
Ergebnisses der Abstimmungen und Wahlen mit. IDes wei­
teren haben sie die amUiche Verhandlungsschrift auf ihre
Richtigkeit zu pr-üfen und mitzuunterfertigen.

(3) Die Ordner haben den Präsidenten des Landtages
bei der Handhabung der Hausordnung, insbesondere bei
der Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Sitzungs­
saal zu unterstützen.

(4) Die Zlwe:i Schr.lfM'Ührer und die zwei Ordner sind
aus der Mitte des Landtages frn Anschluß an die Wahl der
Präsidenten des Landtages nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl zu wählen.

111. RECHTE UND .PFLlCHT.EN OER
LANDT-AGSABGEORDNETEN

§ 16

Hinterlegung des Wahlscheines, Sitz und Stimme

(1) Jedem Landtagsabgeor-dneten ist nach se-iner Wahl
oder nach seiner Berufung als Ersat~mann von der Lan­
deswahlbehör<:le e~n Wahlschein auszustellen. ,Dieser Ist
vor EintrJtt 'in den Landtag In der Landtagsdirektion zu
hinterlegen.

(2) Jeder Landtagsabgeordnete, dessen Wahlschein
in der Landtagsdirektion hinterlegt ist, hat für die Dauer
der jeweiligen Gesetzgebungsperiode so lange Sitz und
Stimme im landtag, als sein Mandat nicht erloschen ist.

(3) Di·e Landtagsdirektion hat jedem Landtagsabgeord­
neten, .für den der Wahlschein hinterlegt Ist, eine amtliche
LegiUmation mit seinem Lichtbild auszustellen.

§17

Teil nahmepflicht

(1) Jeder Landtagsabgeordnete Ist verpflichtet, an den
Sitzungen des Landtages und der Ausschüsse, ,in die er
gewählt tst, teilzunehmen. Er muß jede auf ihn gefallene
Wahl annehmen. Aus trHt-Igen 'Gründen kan·n ihn der Land­
tag davon entbinden.

(2) -EIn landtagsa1>geol'ldneter, der wegen Krankiheit
oder anderen triftigen 'Gr:ünden verhindert list, an Sitzun­
gen des Landtages oder seiner Ausschüsse teilzunehmen,
hat dies dem Präsidenten des Landtages vor Beginn der
Wannlnn-eh'men.

A

AUS' trtft.igen Gründen kann ihn der Land­
tag davon entbinden.

(2) -Ein Landtagsa1>geol'ldneter, der wegen Krankihelt
oder anderen triftigen 'Gr:ünden verhindert ;ist, an Sitzun­
gen des Landtages oder seiner Ausschüsse teilzunehmen,
hat dies dem Präsidenten des Landtages vor Beginn der
Sitzung unter Angabe von Gründen mitzuteilen. Diese
Mitteilung kann auch durch den Klub erfolgen. dem der
verhinderte Landtagsabgeordnete angehört.

(3) Teilt ein landtagsabgeordneter dem Präsidenten des
Landtages eine Verhinderung von mehr als 30 Tagen mit
und Ist diese nicht .durch Kr.an~helt begründet, so hat der
Präsident des Landtages dies dem Landtag bekanntzuge-



ben. Wird gegen die Triftigkeit des Grundes der Abwesen­
heit eine Einwendung erhoben, so entscheidet der Landtag
ohne Debatte, ob der landtagsabgeordnete aufzufordern
ist, unverzüglich an den Sitzungen des Landtages wieder
teilzunehmen.

§ 18

Mandatsverlust

(1) Ein Landtagsabgeordneter wird seines Mandates
verlustig:
a) wenn er die AngelCJIbung nicht in der lrn ArUkel 23

L-VG vorgeschriebenen weise oder überhaupt nicht
leistet oder sie unter Bedingu.f1gen oder Vorbehalten
leisten will;

b) wenn er durch 30 Tage den Eintritt in den Landtag ver­
zögert hat oder durch 30 Tage ohne einen vom Land­
tag anerkannten triftigen Grund den Sitzungen des
Landtages ferngeblieben ist und der nach Ablauf der
30 Tage an ihn öffentlich und im ,Landtag gerichteten
Aufforderung des Präsidenten des Landtages, binnen
weiterer 30 Tage zu erscheinen oder seine Abwesen­
heit zu rechtfertigen, nicht Folge geleistet hat;

c) wenn seine Wahl durch den Verfassungsgerichtshof
für ungÜltig erklärt wird;

d) wenn er nach eMolgter Wahl die Wählbarkeit verl-iert;

e) wegen Unvereinbarkeit.

(2) Wird einer der im Absatz 1 üt, abis e vorgesehe­
nen 'Fälle dem Präsidenten des Landtages zur Kenntnis
gebracht, so hat er dies dem Landtag bekanntzugeben,
der mit einfacher Mehrheit über den ·Im Artikel 141 Absatz
1 tit, c e-VG vorgesehenen Antrag beschließt.

(3) Wiir.d ein Beschluß nach Absatz 2 vom Landtag ge­
faßt, so hat der Präsident des La-ndtages den Antrag na­
mens des Landtages beim Verfassung-sgerichtshof &tnz'J·
bringen.

(4) Nach Einlangen eines Erkenntnisses des Verfas­
sungsger-ichtshofes beim Präsidenten des Landtages, mit
dem der Verlust eines Mandates ausgesprochen wird, hat
der Präsident des 'uandtages [ene Person, die durch das
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ihres Mandates
für verlustig erklärt worden oIst, hievon zu verständigen.
Der Verlust des Mandates tritt an jenem Tag ein, der der
Zustellung des €rkenntnisses an den Präsidenten des
Landtages folgt. Der Präsident des Landtages hat in der
nächsten Sitzung des Landtages das Erkenntnis bekannt­
zugeben.

(5) Absatz 4 gilt sinngemäß auchf.ür den Fall, daß der
Verlassungsger:ichtshof einer Wahlanfechtung stattgege­
ben hat, weil eine nicht wäh'barePerson für gewählt er­
klärt oder ei,ner wähl-baren Person die Wählbarkeit zu
Unrecht aberkannt worden Ist,

(6) Im Falle des Art~kels 141 Absatz 2 B-VG verlieren
die lbetroffenen LandtagSabgeordneten ihr Mandat erst mit

(5) Absatz 4 gilt sinngemäß auchf.ür den Fall, daß der
Verlassungsger:ichtshof einer Wahlanfechtung stattgege­
ben hat, weil eine nicht wäh'barePerson für gewählt er­
klärt oder ei,ner wähl-baren Person die Wählbarkeit zu
Unrecht aberkannt worden Ist,

(6) Im Falle des Art~kels 141 Absatz 2 B-VG verlieren
die lbetroffenen LandtagSabgeordneten ihr Mandat erst mit
dem Zeitpul1kt der Hinterlegung der Wahlscheine der bel
der WIederholungswahl gewählten landtagsabgeordneten
in der Landtagsdirektion.

(7) Verzichtet ein Landtagsabgeordneter auf die weite­
re AUSÜbung seines Mandates, so wlrd dieser Verzicht
mit dem Einlangen der Mitteilung der Landeswahlbehörde

5

beim Präsidenten des Landtages rechtswirksam, sofern
in der VerzichtseIlklärung nicht ein späterer Zeitpunkt an­
geführt ist.

IV. RECHTE UND PFLlOHT6N DER MITGLIEDER OER
LANDESREGt,ERUNG

§ 19

Teilnahmerecht und -pflicht

(1) Die Mltgtieder der Landesregierung sind lberecht'igt,
an allen Beratungen des Landtages teilzunehmen. Sie
können zu w.iederholten Maten und jederzeit, jedoch ohne
Unterbrechung eines Redners, zum jeweHJgen Verhand­
lungs-gegenstand das Wort ergreifen. Ein Stimmrecht
kommt -ihnen nicht zu.

(2) Dem Verlangen von mindestens einem Drittel der
Mitglieder des Landtages auf dle Anwesenheit von Mit­
gliedern der Landesregierung ist zu entsprechen.

(3) o.iese Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die
Beratungen in den Ausschüssen.

V. VERHANDl.lUNGSGEGENSTÄNOE DES LANDTAGES
UND '/iERFAHREN

§ 20

Verhand,lungsgegenstände

(1) Gegenstände der Verhandlung im Landtag sind:

1. Volksbegehren
2. selbständige Anträge vo-n Landtagsabgeorodneten
3. selbständige Anträge von Ausschüssen
4. Vortag-en der Landesregierung
5. Vereinbarungen des Landes mit dem Bund oder mit

anderen Ländern
6. Berichte über den Verkehr des Landtages nach außen
7. Berichte der Landesregierung
8. Proüfung-saufträge an den Rechnungshof, BeJ1ichte des

Rechnungshof.es
9. Berichte des LandeskontroHausschusses

10. Einsprüche gegen Gesetzesbeschllisse, Mitteilungen
der IBundesregi-erung im Rahmen deren Mitw,irku-ng
an der Landesgesetzgebung

11. JIolnfl'lagen und Anfr,agebeantwortungen
12. Wahlen
13. Berichte von Untersuchungsausschüssen
14. -Ersuchen um die Ermächtigung zur Verfolgung von

Personen wegen Beleidigung des Landtages
15. Ersuchen Im Zusammenhang mit der behördJ.lchen

Verfolgung von Landtagsabgeordneten
16. Bittschriften und Eingaben an den Landtag
17. Ei-nsetzung von Landesausschüssen
18. 'Berichte der Landesausschüsse
19. Entschließungen und Aibhaltung von Enqueten

(2) Verhandlungsgegenstände, die vor Beendigung der
Gesetzgebungsperiode nicht -abschließend behandelt wer­
den, gelten als erledigt.
--- --------------- ---- _ .. -~---~~ --- --- .. --~"-"'-g

17. Ei-nsetzung von Landesausschüssen
18. 'Berichte der Landesausschüsse
19. Entschließungen und Aibhaltung von Enqueten

(2) Verhandlungsgegenstände, die vor Beendigung der
Gesetzgebungsperiode nicht -abschließend behandelt wer­
den, gelten als erledigt.

§ 21

Volksbegehren

(1) -Bel Festlegung der Tagesordnung des Landtages
haben Volksbeg-ahren vor allen ,ü-brigen 'Gegenständen
Vorrang.
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(2) Die Vor:beratung eines Volksbegehrens 'hat inner­
halb von drei Monaten nach Zuweisung durch den PräsI­
denten des Landtages an den Ausschuß zu beginnen;
nach weiteren sechs Monaten ist dem Landtag jedenfalls
ein Berlctrt zu erstatten.

§22

Selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten

(1) Jeder Landtagsabg'eordneteist berechtigt, selb­
ständige Anträge zu stellen .

(2) Jeder ,Antrag muß mit Einrechnung des Antragstel­
lers von mindestens vier Landtagsabgeordneten unter­
stützt sein. Die Unterstützung erfolgt durch das Beisetzen
der eigenhändigen Unterschrift oder auf die vom Präsi­
denten des Landtages im Landtag gestellte Frage durch
Erheben von den Sitzen.

(3) Selbständige Anträge einzelner Landtagsabgeordne­
ter, welche sich nicht auf eine Vorlage der Landesregie­
rung oezlehen, müssen in der Landtagsdirektion schriftlich
eingebracht 'und der Vorberatung in einem Ausschuß unter­
zogen werden.

(4) S.j:e müssen mit der Formel versehen sein: "Der
Landtag wolle beschtießen"; ferner den WorUaut des zu
fassenden Beschlusses und die Bezeichnung des Aus­
schusses, welchem er zur Vorberatung zugewiesen wer­
den soll, ent-halten.

(5) Se.bständ~e Anträge sind unter Anschluß von fünf
Abschriften bei der Landtagsdirektion mindestens eine
Stunde vor -Beginn der Sitzung einzubringen, widrigen,falls
sie erst im Einlauf der nächsten Sitzung berücksichtigt
werden.

(6) Jeder gehörig unterstützte selbständige Antrag
eines Landtagsabgeordneten oder eines Ausschusses wird
vervielfältigt und an die Landtagsabgeordneten verteilt.

(7) Die Verlesung eines setbständigen Antrages findet
nur auf Anordnung des Präsidenten oder über einen
ohne Debatte zu fassenden Beschluß des Landtages statt.

(8) Selbständige Anträge können bis zum IBeginn der
Abstimmung im Ausschuß vom Antragsteller geändert oder
zurückgezogen werden. Die Zur,ückZlie;hung eines selb­
ständigen Antrages ist vom Präsidenten des Landtages
dem Landtag mitzuteilen. Ober die Mitteilung findet keine
Debatte statt.

(9) Hat der Ausschuß die Vorberatung eines selbstän­
digen Antrages nicht 'binnen sechs Monaten nach Zuwei­
sung durch den Präsidenten des Landtages begonnen,
so kann von Jedem Antragsteller verlangt werden, daß
innerha~b von sechs Monaten ab Obergabe des Verlangens
mit der Vonberatung begonnen wird. Ein solches Verlan­
gen ist dem Präsidenten des Landtages schriftlich zu über­
geben, der hievon dem Landtag Mitteilung macht und die
Verständigung des Obmannes des Ausschusses durch die
Landtagsdirektion veranlaßt.

(10) Anträge, die eine über den_ Landasvoranschlaq

mit der Vonberatung begonnen wird. Ein solches Verlan­
gen ist dem Präsidenten des Landtages schriftlich zu über­
geben, der hievon dem Landtag Mitteilung macht und die
Verständigung des Obmannes des Ausschusses durch die
Landtagsdirektion veranlaßt.

(10) Anträge, die eine über den Landesvoranschlag
hinausgehende Belastung des Landes vorsehen oder be­
wirken, sind vom Präsidenten des Landtages vor Behand­
lung im Landtag dem FInanzausschuß mit dem Auftrag
zuzuweisen. inner.ha&b von 'höchstens drei Monaten eine
gutächtliche Äußerung abzugeben. Wenn innerhalb dieser
Frist kein Gutachten erstattet w.lrd, Ist der Antrag der ge­
schäftsordnungsmäßlgen Behandlung zu unterziehen.

§ 23

Selbständige Anträge von Ausschüssen

(1) Jeder Ausschuß kann selbständige Anträge auf Er­
lassung von Gesetzen oder Fassung von Beschlüssen stei­
len, die mit den dem Ausschuß zur Vorberatung zugewie­
senen Gegenständen in Ve"bindung stehen. § 22 Absatz 10

ist anzuwenden.

(2) Der Landtag beschließt, ob Über einen solchen An­
trag unmittelbar Jn die zwette Lesunq einzugehen Ist oder
ob er einem anderen Ausschuß zur neuerlichen Vorbera­
tung zugewiesen werden soll.

§ 24

Dringl ichkeitsanträge

(1) Anträge, welche ohne Ausschußberatung im Land­
tag zur Ver.handlung gelangen sollen, sind als dr~nglich zu
bezeichnen und von wenigstens einem Viertel der Land­
tagsabgeordneten unterfertigt mindestens eine Stunde vor
Beginn der Sitzung in der Landtagsdirektion einzubringen.
Kein Landtagsabgeor:dneter darf mehr als zwei dringl,iche
Anträge unterstützten, die in derselben Sitzung einge­
bracht werden.

(2) Gesetzesentwürfe dümen nicht im DringJicnkeits­
wege verhandelt werden.

(3) DringlIchkeitsanträge sind, wenn der Präsident des
Landtages keine andere Verfügung tr.lfttt oder der Land­
tag nichts anderes beschließt, erst nach Erledigung der
Tagesor:dnung zu verhandeln. Es ,f indet hierüber keine
Debatte statt. Die Verhandlung hat jedoch spätestens
um 16 Uhr zu beginnen.

(4) Der als erster Antragsteller unterfertigte Landtags­
abgeordnete erhält nur zur -Begründung der Oringlichkeit
das Wort. Ober die DringUchkeit Ist ohne Debatte abzu­
stimmen.

(5) Wird dem Antrag die Dringlichkeit durch -Beschluß
zuerkannt,so ist in die V-erhandlungen über den Gegen­
stand seibst elnzougehen.

(6) Wir.d die IDringlichkeit abgelehnt, so ist der Antrag
dem zuständigen Ausschuß zur geschäftsordnungsgemä­
ßen Behandlung zuzuweisen.

§25

VorJagen der Landesregierung

(1) Vorlagen der landesregierung bedür 'fen keiner Un­
terstützung und können ohne Vorberatung nicht abgelehnt
werden.

(2) Der Landtag kann ausnahmsweise in besonders
drlng 'Nchen Fällen beschließen, daß Über eine Vorlage
der Landesregierung Im Landtag schriftlich oder mündlich
berichtet wlr-d, ohne daß dieselbe einem Ausschuß zur
Vorber:atung zugewiesen wird. Ober diese Vorlage hat das
wertJer1.

(2) Der Landtag kann ausnahmsweise in besonders
drlngNchen Fällen beschließen, daß Über eine Vorlage
der Landesregierung im Landtag schriftlich oder mündlich
berichtet wlr-d, ohne daß dieselbe einem Ausschuß zur
Vorberatung zugewiesen wird. Ober diese Vorlage hat das
nach der Geschäftsordnung der .Landesreglerung zustän­
dige Mitglied der Landesregierung zu berichten.

.(3) Die Landesregierung kann ihre Vorlagen bis zum
Beginn der :Aibstimmung Im Ausschuß ändern oder zurück­
ziehen; die Zurückziehung Ist vom" Präsidenten des Land­
tages dem landtag mitzuteilen. Ober die Mitteilung findet
kehle Debatte statt .



§ 26

Vereinbarungen des Landes mit dem Bund
oder mit anderen Ländern

(1) Vereinbarungen mit dem .sund oder mit anderen
Ländern 'über Ang,elegenheiten des jeweiligen Wkkungs­
bereiches, die auch die LandesgesetZlgebung binden sol­
len, sind von der Landesreg'ierung dem Landtag als Vor­
lage der Landesregierung vorzulegen.

(2) Bei Vereinbarungen, die auch die Landesvel'lfas­
sungsgesetzgebung binden sollen, sind im Genehmigungs­
beschluß des Landtages die Vereinbarung oder in der
Vereinbarung enthaltene -Bestimmungen ausdrücklich als
"verfassungsändernd" zu 'bezeichnen.

(3) Anläßlich der Genehmigung einer solchen Verein­
barung kann der landtag beschließen. daß die Vereinba­
rung durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist. Der
Beschluß verpflichtet die Landesregierung zur Vorlage
eines Gesetzesvorschlages an den Landtag.

§ 27
PrüfungsaUifträge an den Rechnungshof,

Berichte des Rechnungshofes

~1) Der Landtag hat auf B,eschluß oder auf Verlangen
von mindestens einem Drittel seiner Mitgl'ieder den Rech­
nungshof mit der Durchführun,g 'besonderer Akte der Ge­
barungsÜiberprÜfung des Landes zu beauftragen.

(2) Die Landesregler.ung hat Berlchte des Rechnungs­
hofes samt alJ,fäUigen Äußerungen der Landesregierung,
des Bürgermeisters oder anderer betroffener Organe und
einer allfälligen Gegenäußerung des Rechnungshofes dem
Landtag als Vorlage der Landesregierung vorzulegen.

(3) über dle Berichte des Rechnungshofes hat der
Ausschuß die Voroeratunq binnen sechs Monaten zu be­
ginnen.

(4) Der Präsident und der Vizepräsident des Rechnungs­
hofes sind IberechHgt, an den Verhandlungen des Land­
tages sowie seiner Ausschüsse und deren Unterausschüsse
über die Berichte des Rechnungshofes teilzunehmen.

§ 28

OberprÜfung der Geschäftsführung der Landesregierung.
Auskunftsrecht und Akteneinsicht

(1) Der Landtag ist befugt, die Geschäftsführung der
Landesregier.ung zu Ülbel1prrüfen und deren Mitglieder über
alle Gegenstände der Voll.zlehung zu befr,agen und alle
einschlägigen Auskünfte zu verlangen.

(2) Dem Fragerecht unterlie.gen insbesondere Reg.je­
rungsakte sowie Angelegenheiten der behördlichen Ver­
waltung oder der Verwaltung des Landes als Träger von
Prlvatrectiten.

(3) Jeder ,uandtagsabgeor.dnete hat das .Recht, von
den Mitgliedern der Landesr·egierung Auskünfte über An-
"""I"",.,,,,,nh... if,,,,n ... ln'7l1hnl""n ,-11"" n"""""n.,f<:>n.n ""ln"" .. U"" ..h""nn_

(2) Dem Fragerecht unterlie.gen insbesondere Reg.je­
rungsakte sowie Angelegenheiten der behördlichen Ver­
waltung oder der Verwaltung des Landes als Träger von
Prlvatrectiten.

(3) Jeder ,uandtagsabgeor.dnete hat das .Recht, von
den Mitgliedern der Landesr·egierung Auskünfte über An­
gelegenheiten einzuholen, die Gegenstand einer Verhand­
IU'ng des Landtages sind. Hiebei ist die ertordertlche Akten­
einsicht zu gewähren.

(4) Wird dem Begehren des La·ndtagsabgeordneten
nicht entsprochen, so hat auf dessen Verlangen das Mit­
glied der Landesregierung dies Im Landtag zu begründen.
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§ 29
Schriftliche Anfragen

(.1) Anfragen, die ein Landtagsabgeordneter innerhalb
einer Tagung an die Landes.regierung oder eines Ihrer
Mitglieder richten will, sind lbeim Präsidenten des Land­
tages mit mindestens drei Abschriften einzubringen. Sie
müssen vom ·Frageste·ller und einem weiteren Landtags­
abgeordneten eigenhändig unterschrieben sein.

(2) Der Präsident des Landtages hat die Anfrage an
das zuständige Mitglied der Landesregierung weiterzulei­
ten. Fragesteller können ,ihre Anfrage schriftlich bis zum
Einlangen der 'Beantwortung beim Präsidenten des Land­
tages zurückziehen. Der Präsr.dent des Landtages teilt
dies ,in der nächstfolgenden Sitzung dem Landtag mit und
veranlaßt die Verständi·gung des Befragten.

(3) Der IBekagte hat innerhalb von sechs Wochen münd­
!'ich oder schriftlich zu antworten. Ist dem Befragten eine
Erteilun.g der gewÜnschten Auskunft nicht möglich, so hat
er dies 'in der .Beantwortung zu begrÜnden. Auf Debatten
über mündliche Beantwortung finden die Bestimmungen
des § 64 sinngemäß Anwendung.

(4) Die Anfrage und ihre 'Beantwortung sind in der
amtlichen Verhandlungsschr:ift und im Sitzungsbericht
(.Stenographische Protokolle) aufzunehmen.

(5) Wenn es der Landtag beschließt oder mindestens
ein Drittel der Landtagsabgeordneten es ver~angtl hat
über die schriftliche :Beantwortung einer Anfrage in der
Sitzung, in welcher der Präsident des landtages das Ein­
langen der Anfrag·ebeantwortung bekanntgege'ben hat,
vor Eingang 'in die Tagesordnung oder nach deren Erledi­
gung eine Debatte stattzufinden.

(6) 'Richtet sich das Verlangen auf ,Durchführung der
Debatte vor Eing,ang in die Tagesordnung, so hat der
Präsident des Landtages das Hecht, diese Debatte an den
Schluß der Sitzung, aber nicht über 16 Uhr hinaus, zu
verlegen.

(7) Bei der Debatte über eine Anfragebeantwortung
darf :kein Redner länger als 20 Minuten sprechen.

(8) Bei einer solchen Dsbatts kann nur ein allfällig be­
gründeter Antrag gestellt werden, daß der Landtag die
Beantwortung als begründet oder als nicht ausreichend
begründet erachte.

§ 30
Dringliche Anfragen

(1) Der Landtag kann ohne Debatte beschließen oder
mindestens sechs Landtagsabgeolidnete können verlangen.
daß eine in dersetben Sitzung eingebrachte schriftliche
Anfrage an ein Mitglied der Landesreglerunq vom Frage­
steller vor -Eingang in d:ie Tagesordnung oder nach deren
Erledigung mündlich beg'J1ündet werde und hierauf eine
Debatte Ü'ber den Gegenstand stattfinde. Dem Antrag ist
stattzugeben. wenn er von mindestens einem Viertel der
Landtagsabgeordneten unterstützt wird.

Anfrage an ein Mitglied der Landesreglerunq vom Frage­
steller vor -Eingang in d:ie Tagesordnung oder nach deren
Erledigung mündlich beg'J1ündet werde und hierauf eine
Debatte Ü'ber den Gegenstand stattfinde. Dem Antrag ist
stattzugeben. wenn er von mindestens einem Viertel der
Landtagsabgeordneten unterstützt wird.

(2) Das .bef.ra·gte Mitglied der Landesregierung rist ver­
pflichtet. nach der IBegflündung der Anfrage und vor Ein­
gang 'in die 'Debatte eine Stellung.nallme zum Gegenstand
abzugeben.

(3) Richtet sich das Verlangen darauf, dIe drIngliche
Behandlung einer Anfrage noch vor 'Eingang .j.n d·le Tages-
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or.dnung durchz,uführen, so hat der Präsident des Land­
tages das Recht, diese an den Schluß der Sitzung, aber
nicht Über 16 -Uhr hinaus, zu verlegen.

(4) Bel der Debatte Ober dringliche Anfragen darf kein
Redner länger als 20 Minuten sprechen.

(5) In dieser Debatte dürfen nur Entschließungsanträge
gestellt werden.

§ 31

Kurze mündliche Anfra-gen

(1) Jeder LandtagsabgeoJ'ldnete kann in den Sitzungen
des Landtages kurze münd~lche Anfragen an die Mitglieder
der Landesregierung r,ichten.

(2) Das befragte Mitglied der Landesregierung ist ver­
pflichtet, die Anfragen mündlich in derselben Sitzung, in
der sie aufgerufen werden, zu beantworten. Ist dem Be­
fragten die 'Erteilung der gewünschten Auskunft nicht mög­
lich, so hat er dies ,In der ·Beantwortung zu begründen.

(3) Fragesteller können ihre Anfragen bis zum Aufruf
in der Fragestunde zurückziehen.

(4) Jede Sitzung 'des Landtages beginnt mit einer Frage­
stunde; Ausnahmen 'bestimmt der Präsldent des Landtages
nach Beratung In der Präsldlalkonterenz. Die Fragestunde
darf 60 Minuten nicht überschreiten.

(5) Zulässig sind kurze Fragen im Sinne des § 28. Jede
Anfrage darf nur eine konkrete Frage enthalten und nicht
in mehrere Unterfragen geteilt sein.

(6) Anfragen, die diese Bedingungen nicht ertülfen, wer­
den vom Präsidenten des Landtages an den anfragenden
Landtagsabgeordneten zurückg estellt.

(7) Die Anfragen sind -im Wege der Landtagsdirektion
in dreifacher Ausfertigung spätestens am vierten Tage
vor der Sitzung des Landtages, :in der die Frage aufge­
rufen werden soll, einzubringen. In diese Frist werden
Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage nicht ein­
gerechnet. Oie Landtagsdirektion hat die eingebrachten
Anfragen dem Befragten unverzüg~ich mitzuteilen.

(8) Der Präsident des Landtages ruft in der Fragestun­
de die Anfragen entsprechend 'ihrem Einlangen auf. Beim
Aufruf wird die Frage durch einen Schriftführer verlesen.

(9) Der Aufruf unterblelbt, wenn der anfragende Land­
tagsabgeordnete -nicht anwesend ist.

(10) Oie Beantwortung hat so kurz und konkret zu er­
folgen, wie es die Anfrage zuläßt.

(11) Nach Beantwortung der Anfrage ist der Fragestel­
ler 'berechtigt, bis zu 7JWel Zusatzfragen zu stellen. Danach
können auch andere Landtagsabgeordnete, jedoch höch­
stens drei, 'je eine weitere Zusatzfrage steifen. Jede Zu­
satzfrage mU.ß in unmittelbarem Zusammenhang mit der
Hauptfrage stehen.

(12) Melden sich mehrere Landtagsabgeordnete gleich­
zeitig zu einer weiteren Zusatzfrage zum Wort, so bestimmt
c;I~.~ . fr~sl~~nt ~~J)_ .1;ar'Lc!l~g~ß~_cti~~ B~b~u!tQta~.loJ!'-.9~~_d.i§3
stens drei, ,je eine weitere Zusatzfrage steIfen. Jede Zu­
satztraqe mU.ß in unmittelbarem Zusammenhang mit der
Hauptfrage stehen.

(12) Melden sich mehrere Landtags-a:bgeordnete gleich­
zeitig zu einer weiteren Zusatzfrage zum Wort, so bestimmt
der Präsident des Landtages die Reihenfolge, 10' der die
weiteren Zusatzfragen zu stellen sind, wobei er auf eine
Abwechslung zwischen den Fragestellern verschiedener
Klubs Bedacht zu nehmen hat.

(13) Sofern An,fragen nicht innerhalb von acht Wochen
nach ihrem Einlangen beim Präsidenten des Landtages
aufgerufen wurden, weil während dieser Zeit keine Land-

tagssitzung stattfotndet, kann der Fragesteller binnen wei­
terer acht Tage erklären, daß er eine schriftliche Beantwor­
tung wünscht. Oie schriftliche Beantwortung hat binnen
zwei Wochen nach dieser Erklärung des Fragestellers zu
er,folgen. Ist die ·Ertellung der gewünschten Auskunft nicht
mögUch. so ist dies in der schrlfUichen Beantwortung zu
begründen. Der Präsident des Landtages gibt das Ein­
langen der schriftlichen Beantwortung in der nächstfolgen­
den Sitzung des Landtages bekannt.

§ 32

Anfragen an den Präsidenten des Landtages
und die Obmänner der Ausschüsse

(1) Jeder Landtagsabgeordnetehat das Recht, an den
Prästdenten und an die Obmänner der Ausschüsse schritt­
Iiche Anfragen zu richten.

(2) Der Befragte kann mündlich oder schriftlich ant­
worten. Ist dem Befragten 9tne ErteHung der gewünschten
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der Beantwortung
zu begründen.

§33

Anfechtung von Landesgesetzen

(1) Mindestens ein Drittel der Landtagsabgeordneten
kann beantragen, daß ein Landesgesetz zur Gänze oder
daß 'bestimmte Stellen elnes Landesgesetzes vom Verfas­
sungsgerichtshof als verfassungswidrig aufgehoben wer­
den. Der Antrag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit
des Landesgesetzes sprechenden Bedenken Im einzelnen
darzulegen.

(2) Die Landtagsabgeordneten, die einen Antrag im
Sinne des Absatzes 1 gestellt haben, haben außerdem
einen Bevollmächtigten oder mehrere Bevollmächtigte für
ihre Vertretung im Verfahren vor dem V,erfassungsgefiichts­
hof ZI\J bezeichnen. Wird ein solcher nJcht ausdrücklich
namhaft gemacht, so gUt der erstunterzeichnete Antrag­
steller als Bevollmächtigter.

(3) Die Landtagsabgeordneten, die einen Antrag im
slnne des Absatzes 1 gestellt haben, haben den Präsiden­
ten des Landtages unverzüglich davon in Kenntnis zu set­
zen. ,Der Präsident des Landtages hat die Anfechtung allen
Landtagsabgeol'1dneten mitzuteilen.

§34

Bittschriften und Eingaben

(1) Bittschriften und ·andere Eingaben an den Landtag
sind vom Präsidenten des Landtages mit Rücksicht auf
ihren Inhalt an diejenigen Ausschüsse, die zur Vorbera­
tung verwandter Gegenstände eingesetzt sind, zu ver­
weisen.

(1) Bittschriften und ·andere Eingaben an den Landtag
sind vom Präsidenten des Landtages mit Rücksicht auf
Ihren Inhalt an diejenig.en Ausschüsse, die zur Vorbera­
tung verwandter Gegenstände eingesetzt sind, zu ver­
weisen.

(2) Bittschriften und andere .Eingaben sind in der Land­
tagsdirektion mit ·kurzer Angabe ihres Inhaltes in ein
Verzeichnis elnz.utragen.

(3) ·Bittschriften und andere Eingaben, die bis zum
Schluß der ordentlichen Tagung .nlcht erledigt wurden,
sind vom PräsIdenten des Landtages an die Landesregie­
rung zur geeigneten Verfügung welterzuk:liten.



§35

Entschließungen und Abhaltung von Enqueten

(1) Der l.andtag ist befugt, seinen Wünschen über die
AusObung der Vollziehung 'in Entschließungen Ausdruck zu
geben.

(2) Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen
von mindestens einem Drittel der Lanötagsabgeordneten
eine partamentanscne Enquete über Angelegenheiten sei­
nes W~rk'lJngsbereichesabzuhalten. Hiebei sind, soweit
dies einer umtassenden Information dient, schriftliche
Äußerungen einzuholen, sowie Sachverständige und ande­
re Auskun,ftspersonen Ib.ei~uzlehen.

(3) Der Antrag auf Abhaltung einer Enquete ist dem
Präsidenten des Landtages schriftlich einzubringen und
hat [edentaits Gegenstand, Teilnehmer und einen Vor­
schlag über den Tag der Enquete zu enthalten. Der Präsi­
dent des Landtages hat die Enquete so einzuberufen, daß
sie innerhalb von vier Wochen ab dem vorgeschlagenen
Tag abgehalten werden k:ann.

§36

Vervielfält-igung und VerteIlung von Verhandlungsunterlagen

Volksbegehren, selbständige Anträge von Landtags­
abgeordneten, selbständige Anträge von Ausschüssen,
Vorlagen der Landesregierung, Vereinbarungen des Landes
mit dem Bund oder mit anderen Ländern, Berichte über
den Verkehr des Landtages nach auBen, Bedchte der Lan­
desregierung, Ber.chte des Rechnungshofes, Ber-Ichte des
landeskontrollausschusses, Einsprüche gegen Gesetzes­
beschlüsse, MitteUungen der Bundesregierung im Rahmen
deren Mitwil'lkung an der Lanoosgesetzgebung, Anfragen
und Anfragebeantwortungen, Berichte und Minderheitsbe­
richte der Ausschüsse, Ber,lchte des Immunitätsausschus­
ses, BUtschroiften und Eingaben an den Landtag und Be­
lichte der Landesausschüsse sind zu vervielfältigen und
an die Landtagsabgeordneten zu verteilen.

§ 37

Sachliche Immunität

Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlung in
den öffentlichen Sitzungen des Landtages und seiner Aus­
schüsse blejben von jederrechUichen Verantwortung frei.

VI. BILJDUNG D:ER AUSSCHüSSE UND VERFAHREN

§38

Bildung der Ausschüsse

(1) Zur Vorbel'latung der Verhandlungsgegenstände hat
der Landtag Ausschüsse zu bilden. Sie können als stän­
dige Ausschüsse 2lur Vorberatung bestimmter Gattungen
von Geschäften oder als besondere Ausschüsse zur Vor­
beratung einzelner Geschäfte bestellt werden. In den
Ausschüssen sind die Partelen nach dem Verhältnis Ihrer

(1) Zur Vorbel'latung der Verhandlungsgegenstände hat
der Landtag Ausschüsse zu bilden. Sie können als stän­
dige Ausschüsse 2lur Vor;beratung bestimmter Gattungen
von Geschäften oder als besondere Ausschüsse zur Vor­
beratung einzelner Geschäfte bestellt werden. In den
Ausschüssen sind die Parte-ien nach dem Verhältnis Ihrer
Ställke vertreten. Die Anzahl der Mitglieder und Ersatzmit­
glieder wird vom Landtag durch Beschluß bestimmt.

(2) Die Z.utellung der auf jede Partei entfaltenden An­
zahl von Obmännern, Ihren Stellvertretern, Schriftführern
sowie der Mitglieder erfolgt durch den Präsidenten des
Landtages mittels der Wahlzahl, die .wIe folgt zu berech-
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nen ist: Die Anzahl der Landtagsabgeoroneten, die den
einzelnen Parteien angehören, wird nach ihrer Größe ge­
ordnet, nebeneinander geschrieben; unter jede Summe
wird die Hälfte geschrieben, darunter das Drittel, das Vier­
tel und nach Bedarf die weiterfolgenden TeJilzahlen. Als
Wahlzahl gilt d'ie Zahl, welche In der Reihe die sovielte
ist, als die Zahl der zu vergebenden AusschußmitgJieder
beträgt Auf jede Partei entfaUen so v,ieJ.e MltgJ'ieder, als
die Wahlzahl i·n der Anzahl der Landtagsabgeordneten
enthaHen Ist, die der betreffenden Partei angehören.

(3) Die Wahl (Abwahl) erfolgt auf Grund von Wahlvor­
schlägen jener Parteien, denen die ·betreffenden Mandate
in den Ausschüssen zukommen. Die auf den Wahlvor­
schlägen genannten Sewer:ber sind gewählt, wenn die
Wahlvorschläge mehr als die Hälfte der Stimmen jener
Parteien, die die Wahlvorschläge eingebracht haben, er­
halten.

§ 39

Konstituierung der Ausschüsse

(1) Die Konstltuierung der Ausschüsse erfolgt durch
den Präsidenten des Landtages, der den Vorsitz bis zur
Wahl des Obmannes führt.

(2) Jeder Ausschuß wählt einen Obmann und so viele
Obmann-Stellvertreter und Schr:iftiührer, als für notwendig
erachtet werden.

(3) Das Ergebnis der Wahl ist dem Präsidenten des
Landtages bekanntzugeben und von diesem dem Landtag
mitzuteilen.

§40

Rechte und P,fllchten des Obmannes

(1) Der Obmann und im Falle seiner Verhinderung sein
Stellvertreter bestimmt die Tagesordnung, beruft den Aus­
schuß zu seinen Sitzungen ein, eröffnet und schließt die
S'itz,ungen, handhabt die Geschäftsordnung und achtet auf
deren Beobachtung, sorgt f,ür die Aufrechterhaltung der
Ruhe und Ordnung während der Sit2!ung und ist auch be­
rechtigt, die S,itzung auf längstens 24 Stunden zu unter­
brechen. Eine Vertagung der Sitzung bada'" eines Be­
sch"lusses.

(2) Der Obmann hat den AusschuB einzuberufen, wenn
es zur Beratung eines zugewiesenen Gegenstandes erfor­
derUch Ist, wenn er es sonst für notwendig hält oder wenn
es ein Viertel der Mitglieder des Ausschusses unter gle.ich­
zeitiger 6inbring:ung eines Antrages verlangt. Dem Ver­
langen ist binnen zwei Wochen zu entsprechen. Das glei­
che gilt auch für die FortJührong vertagter Sitzungen.

(3) Im Zusammenhang mit der Vol'lberatung eines Ver­
handlungsgegenstandes kann der Obmann mU Zustimmung

• _ . •• rr __.., ... _ •• I ... _ ••••

es ein Viertel der Mltgl,ieder des Ausschusses unter gle.ich­
zeitiger 6inbring:ung eines Antrages ver:langt. Dem Ver­
langen ist binnen zwei Wochen zu entsprechen. Das glei­
che gilt auch für die FortJührong vertagter Sitzungen.

(3) Im Zusammenhang mit der Vol'lberatung eines Ver­
handlungsgegenstandes kann der Obmann mlt Zustimmung
des Präsidenten des 'Landtages die Mitglieder des Aus­
schusses zu Besichtigungen und Annörungenan Ort und
Stelle einladen.

(4) In der Landtagsdirektion ist ein Terminplan mit An­
gabe der Tagesordnung über die Sitzungen der Ausschüs­
se und Unterausschüsse aufzulegen.
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§ 41

Zutritt zu den Ausschußsitzungen

(1) Die Ausscbußsitzung:en sind nicht öffentlich. Die
Mitglieder des Landtagspräsidiums, der Landesregierung,
der Landesamtsdirektor und der Landtags'dfrektor können
mH beratender Stimme teilnehmen. Dem Ausschuß nicht
angehörige Landtagsabgeordnete können den Sitzungen
als Z'uhörer beiwohnen, ohne sich aber an der Ber.atung
und Abstimmung beteiLi'gen zu dürfen.

(2) Landesbedienstete, die von dem Regierungsmit­
glied. in dessen Geschäftsbereich der vom Ausschuß zu
behandelnde Gegenstand fällt, 'beigezogen werden, können
mit Zustimmung des Ausschusses an der betreffenden
Sitzung mit beratender Stimme teilnehmen. § 42 Absatz 5
gilt s·;nngemäß.

(3) Ober die Veröffentlichung von Berichten über die
beratenden Verhandlungsgegenstände hat der Obmann
unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des § 43 ~u

entscheiden.
(4) Ausnahmsweise kann ein Ausschuß Sitzungen oder

Abschnitte einer Sitzung mit Ausschluß aller Personen
abhalten, die weder dem Landtag angehören, noch gemäß
§ 19 Absatz 1 'und 3 bzw. § 27 Absatz 3 zur Teilnahme an
den Verhandtungen berechtigt sind.

§ 42

Beiziehung von NichtmitglJedern

(1) Landtagsabgeordnete können zur Teilnahme an den
SitZ!ungen mit beratender SUmme beigezogen werden.

(2) Zur Begründung eines selbständigen Antrages ist
der Antraqsteller, wenn er nicht selbst Mitglied des Aus­
schusses ist, einzuladen. Von mehreren Antragstellern ist
stets nur der Erstunterzeichnete zu laden.

(3) Oie Ausschüsse haben das Recht, durch den Präsi­
denten des Landtages Sachverständige, Auskun,ftsperso­
nen oder Interessenvertreter zur mündlichen Anhörung
oder zur Abg,abe eines schr:If,t1ichen G'utachtens einzula­
den. Für die ,Bewilli gung der damit verbundenen Kosten
ist § 13 Absatz 2 anzuwenden. Kommt es bei der Aus­
wahl dieser Personen zu keiner 'Etlligung Im Ausschuß, so
Ist auf Verlangen mindestens eines Drittels der Ausschuß­
mitglieder eine solche Anzahl von Personen einzuladen,
daß e,ine ausgewo·g,ene Meinungsbildung mögtich ist.

(4) Wenn dem Ausschuß die Beiziehung von Landes­
bediensteten erforderlich erscheint, hat die ,Einladung
durch den Landesamtsdirektor zu erfolgen. Dieser hat vor­
her dl,e Zustimmung der Landesregierung bzw. des zu­
ständ~gen Mltg&des der Landesregierung einzuholen.

(ö) Die nach Absatz 3 und 4 beigezogenen Personen
haben nach Ihrer Anhörung bzw. Erstattung ihres Gutach­
tens den Sitzungsraum zu verlassen, wenn der Ausschuß
nicht etwas anderes beschtleßt.

(ö) DJe nach Absatz 3 und 4 beigezogenen Personen
haben nach Ihrer Anhörung b~. Erstattung ihres Gutach­
tens den Sitzungsraum zu verlassen, wenn der Ausschuß
nicht etwas anderes beschtleßt.

§43

Vertrau lIche Sitzungen

(1) Die Ausschüsse können beschließen, daß und in­
wieweit .ihre Verhandlungen sowie die von Ihnen gefaßten
Beschlüsse vertraulich sind. Zu einem solchen BeschloUß
Ist eine Mehmeit von mindestens zwei Dritteln der abge­
gebenen Stimmen erforderlich.

(2) Mitteilungen über deren Verlauf und die Beschlüs­
se vertraulicher Sitzungen an die Offentlichke.Jt sind unter­
sagt.

§44
Teilnahmepflicht und Erlöschen des Ausschußmandates

(1) Die AtJsschußmitglieder sind verpflichtet, an den
Sitzungen und Artbeiten des Ausschusses tel/zunehmen.

(2) Das Ausschußmandat erltscht, wenn das Mitglied es
zurücklegt, wenn es abgewählt wird oder wenn der Aus­
schuß neu gebildet wird.

(3) Das Erlöschen des Ausschu6mandates wird, außer
im Falle einer Neubildung des Ausschusses, mit dem Ein­
langen der diesbez.CJgl,lchen Mitteilung beim Präeidenten
des Landtaqes wirksam. Dieser hat hlevon dem Obmann
des Ausschusses Mitteilung zu machen und erforderlichen­
falls die Wahl e:Jnes neuen Mitgliedes zu veranlassen.

(4) Ist ein A,ussch,ußmitgUed verilindert, so kann es sich
durch ein Ersatzmitgli,ed des Ausschusses vertreten las­
sen.

(5) Zu den A'lJsschußsitzungen sind auch die Ersatz­
mitglieder ernzuladen.

§ 45

BeschlußfällJigkeit und Geschäftsbehandlung

(1) Jeder Ausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als
die Hälfte seiner Mitglieder einschlt.eß~ich des Obmannes
oder eines seiner Stellvertreter anwesend sind. Die An­
wesenheit der zur Beschlußfähigkeit erforderNehen Anzahl
der Mitgl1ieder ist nur bei Abstimmungen und Wahlen not­
wendLg.

(2) Jeder Beschluß wird, soweit in diesem Gesetz nicht
anderes bestimmt Ist, mit Stimmenmehrheit der anwesen­
den Ausschußmitglieder gefaßt. Der Vorsitzende übt sein
stlmmrecbt gleich den anderen Mitgliedern aus. Bei StJm­
men.gleichhe~t gilt der Antrag als abgelehnt.

(3) Der Ausschuß kann mit einer Mehrheit von minde­
stens z.wei Dritteln der anwesenden Mitglieder beschlie­
ßen, daß die ,Redezeit eines jeden Redners, mit Ausnahme
des Ber:tchterstatters, ein bestimmtes Ausmaß nicht über­
schreiten darf. In keinem Fall darf aber die Redezeit auf
weniger als 20 Minuten hellSibgesetzt werden .

(4) Der Aussclluß kann, solange ein Bericht an den
Landtag nicht erstattet ist, seine Beschlüese jederzeit ab­
ändern .

(5) Ein Beschluß, mit dem ein Vemandlungs'Qegenstand
von der Tagesordnung eines Ausschusses abgesetzt wer­
den soll, bedarf einer Mehrheit von mi'ndestens zwei Drit­
teln der ,Ausschu6m ltgr~eder.

(6) Für das Verfahren in den Ausschüssen und Unter­
ausschüssen gelten, soweit nicht besondere Regelungen
getroffen sind, sinngemäß jene, die frür die Sitz,ungen des
Landt,ages anzuwenden sind .

- - -
den soll, bedarf einer Mehrheit von mi'nd'estens zwei Drit-
teln der ,Ausschußm itgr~eder.

(6l Für das Verfahren in den Ausschüssen und Unter­
ausschüssen gelten, soweit nicht besondere Regelungen
getroffen sind, sinngemäß jene, die frür die Sitz,ungen des
Landt,ages anzuwenden sind.

§46

Beflichterstattung der Ausschüsse

(1) Der Ausschuß hat aus seiner Mitte vor Beginn der
Beratungen übe r einen Vemandlungsgegenstand einen
Berichterstatter zu wählen, welcher auch Im Namen des



Ausschusses tm Landtag zu berichten hat. Der Berichter­
statter hat das Ergebnis der Beratung in einem schrift­
lichen Antrag zusammenzuf.assen und die BeschllÜsse der
Mehrheit zu vertreten.

(e) Ist der gewählte Ber·ichterstatter verhindert oder
lehnt er die Berichterstattung ab, so hat der Ausschuß
einen neuen Bel1ichterstatter zu wählen. Kann kein Bericht­
erstatter gewählt werden, so hat der Obmann des Aus­
schusses die Aufgaben des Berichterstatters zu überneh­
men.

(3) Jeder Ausschußantrag ist vom Vorsitzenden und
vom Berichterstatter, im Falle des Albsatzes 2 zweiter
Satz nur vom Vorsitzenden, zu unterzeichnen und der
Landtagsdirektion zur Vortage an den Präs'identen des
Landtages zu übergeben.

(4) Sind mehrere Ausschüsse mit einem Verhandlungs­
gegenstand befaßt, dann können dlese gemeinsam bera­
ten und einen gemeinsamen Berichterstatter bestimmen,
sofern kein Mitgl'ied der betroffenen Ausschüsse einen
Einwand erhebt, Den Vorsitz führt dabei der Obmann des
Ausschusses, dem der Verhandlungsgegenstand als er­
stem zugewiesen wurde.

§ 47

(1) Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ausschus­
ses hat das Recht, einen besonderen schriftHchen Bericht
zu erstatten.

(2) Ein Mindeflheitsbericht ist entweder mit dem Haupt­
bericht des Ausschusses oder spätestens 24 Stunden vor
Beginn der Landtagssitzung, In der der Gegenstand zur
V'erhandlung gelangt, der Landtagsdirektion zur Vorlage
an den Präsidenten des Landtages zu übergeben. Der
Hauptbericht und der MInderheitsbericht sind zu vervielfäl­
tigen. Die mündliche Berichterstattung über einen Mlnder­
heitsbel'lioht ist unZiulässlg.

§48

Entscheidung über Vorfragen

Sollte der Bericht des Ausschlusses von einer Vorfrage
abhängen, so kann der Ausschuß dem Landtag einen An­
trag auf Klärung dieser Vorfrage vorlegen und erst nach
deren Erledigung die Beratung fortsetzen.

§ 49

Verhandlungsschrift

(1) Ober die Sitzungen der Ausschüsse werden Ver­
handlunqsschrttten geführt, welche vom Vorsitzenden und
vom Schriftführer gefertigt und vom ersteren der Land­
tagsdirektion Übergeben werden. Die Protokollführung
wJrd durch Bedienstete der LandtagscUrektion besorgt.

(2) In diesen Verhandlun-gsschriften sind die Namen
aller anwesenden Mitglieder und Tellnsnmer zu verzeich-
.....,,} uuel UI't:l OlILLUHl:jell uer I"\U::i~"II'U::S~ Werutfn ver-

handlunqsschrttten geführt, welche vom Vorsitzenden und
vom Schriftführer gefertigt und vom ersteren der Land­
tagsdirektion Übergeben werden. Die Protokollführung
wJrd durch Bedienstete der LandtagscUrektion besorgt.

(2) In diesen Verhandlun-gsschriften sind die Namen
aller anwesenden Mitglieder und Tellnsnmer zu verzeich­
nen.

(3) Die Verhandlungsschr.iften enthalten aUe Im Ver­
lauf der Sitzung gestellten Anträge. die Art ihrer Erledi­
gung, dioe g·e~aßten Beschlüsse und. wenn dies der Aus­
schuß beschließt, auch eine auszugsweise Darstellung der
Verhandtungen.
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(4) Eine Vel1handJungsschrift gilt als genehmigt, wenn
gegen ihre Fassung bls zur nächsten Sitzung des Aus­
schusses keine Einwendung anhoben wurde.

§ 50

Unterausschüsse

(1) E'in Ausschuß kann zur Vor.behandlung eines ihm
zugew.iesenen Geg.enstandes und zur Berichterstattung
hierüber an ihn, einen Unterausschuß einsetzen. Dem Un­
terausschuß kommt beratender Charakter zu. Die §§ 19
und 39 bis 44 gelten sinngemäß.

(2) Der Unter.ausschuß hat dem Ausschuß über das
Ergebnis seiner VrennandIungen durch den Vorsitzenden
mündlich oder schrfftLich zu benichten. Anträge zur Vor­
~age, über die im Unt-erausschuß Einverständnis erzielt
wurde, sind dem Ausschuß schriftlich vorZiufegen. Dem
Unterausschuß kann vom Ausschuß jederzeit, auch wäh­
rend der Verhandlungen über den Gegenstand im Unter­
ausschuß, eine Frist zur Berichterstattung gesetzt werden.

§ 51

Immunitätsausschuß

(1) Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen Verfol­
gung eines Landtag:sabgeordneten gemäß Artfkel 24 Ab­
satz 2 und 3 erster Satz L·N·G, Er.suchen um Entscheidung
über das Vorlilegen eines Zusammenhanges Im Sinne des
Artikels 24 Absatz 3 L-VG, Mitteilungen von Behörden
gemäß Artikel 24 Absatz 5 L-VG sowie Er'suchen um die
ErmächtIgung zur Verfolg,ung von Personen wegen Belei­
digung des Landtages welst der Präsident des Landtages
dem mit diesen Ang,elegenhelten betrauten ständigen Aus­
schuß (Immunitätsausschuß) sofort nach dem EInlangen
zu.

(2) Ober Auslieferungsbegehren hat der Ausschuß
dem Landtag so rechtzeiti.g Bericht zu erstatten, daß dieser
spätestens am vorletzten Tag der gemäß Artikel 24 AJbsatz
4 L-VG vorgesehenen achtwöchigen Frist hierüber ab­
stlrnmen kann.

(3) FÜr den Fall, daß der Ausschuß nicht rechtzeitig
Ber.icht erstattet, hat der Präsident des Landtages das
Auslieferungsbegehr·en spätestens am vorletzten Tag der
achtwöch'igen Frist zur Abstimmung zu stellen.

§ 52
Landesausschüsse

(1) Der Landtag kann zur Beratung allgemein bedeut­
samer Angelegenheiten der Regi-erung-spolitik Lendesaus­
schüsse einsetzen.

(2) Einem Landesausschuß gehöflen an: d4e sachlich
zuständigen MJtgIiedel" der Landesregierung. Mltglleder
des Landtages und die Vorstände der sachlich zuständi­
gen Abteilungen des Amtes der Landesregierung.

(?) Obl ~T~~~ "ah.. l.UI l;)t:lltl~UII~ tlrlY~lItfUl ueceur­

samer Angelegenheiten der Regi-erung-spolitik Lendesaus­
schüsse einsetzen.

(2) Einem Landesausschuß gehöflen an: d4e sachlich
zuständigen MJtgIiedel" der Landesregierung. Mltglleder
des Landtages und die Vorstände der sachlich zuständi­
gen Abteilungen des Amtes der Landesregierung.

(3) Die MltgUeder des Landtages werden vom Landtag
in den LandesauS'Schuß nach dem Grondsatz der Verhält­
niswahl (§ 38 Absatz 2) entsendet.

(4) Ein Landesausschuß kann nach Bedarf Sachver­
ständige belzlehen, Diesen kommt ein Stimmrecht nicht
zu.
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(5) Die erstmalige Einberoufung eines Landesausschusses
und seine Konstituiel"ung obliegen dem Präsidenten des
Landtages. Er führt bis zurWshl des Obmannes den Vor­
sitz.

(6) Der Landesausschuß wählt einen Obmann und so
v4ele Obmann-SteHvertreter, als für notwendig erachtet
werteten.

(7) Ein Landessausschuß ist einzusetzen, wenn dies
ein Mitgried der Landesliegieliung oder mindestens eln
Drittel der Mitglieder des Landtages beantragen.

(8) Ober die Ergebnisse der Beratungen des Ausschus­
ses hat der Obmann einen schr.lftllchen Bericht an den
Landtag zu erstatten. Mindestens ein Drittel der Mitglieder
des Ausschusses. die aus dem Landtag entsendet sind,
hat das Recht, eilflen besonderen schriftlichen Bericht zu
erstatten.

(9) Die BesUmmungen über die Bildung der Ausschüsse
und <Ne Geschäftsbehand ~ung In den Ausschüssen (§§ 38
bis 49) sind Im ubJ1lgen sinngemäß anzuwenden. -

§ 53

Untersuch ungsausschijsse

(1) Der Landtag kann durch Beschluß Untersuchungs­
ausschüsse einsetzen. Der Antrag ist beim Präsidenten
des Landtages elnzubr.illQen und hat den Gegenstand
der Untersuchung sowie die ~usammensetz'lJng des Un­
tersuchungsausschusses zu enthalten. Jedem Untersu­
chungsausschuß muß jedoch mjndsstens ein MitgLied je­
der in der Präsidialkonferenz vertretenen Partei angehö­
ren.

(2) An Verhandlungen der Untersucbunqsausschüsee
des Landtages dürfen Mitglieder der Landesreg}erong nur
auf Grund einer besonderen Einladung teilnehmen.

(3) Alle öffentlichen Ämter sowle Unternehmungen, An­
stalten, SUftungen und Fonds, die der Kontrolle des Kon­
trollamtes unterliegen (Artikel 74 Absatz 1 L-VG), sind
verpflichtet, dem Ersuchen dieser Ausschüsse um Bew91s­
erhebung in angemessener Fnist Folge zu leisten und auf
'krJangen thre Akten vorzulegen.

(4) f;ür BeweisellhebLtngen der Untersuch,ungsausschiÜs­
se sind die Bestimmungen des Angemeinen Verwaltungs­
Verfahrensgesetzes 1950 sinngemäß anzuwenden.

VII. TAGUNGEN UND SITZUNGEN DES LANDTAGES

§54

Einbel"ufung

(1) Der Präsident des Landtages bel'lUft den Landtag In
jedem Jahr zu einer ordenUichen Tagung und J.nnerhalb
der T-agung zu den einzelnen Sitzungen ein. Oie ordent­
liche Tagung soN nicht vor dem 15. september be91nnen
und nicht länger als bis zum 1. August des folgenden
,_......__ ....=.L....___ n __ " ..::._1....__ .. .1 __ I __ ...1& 1---- .-._ -

(1) Der Präsident des Landtages bel'lUft den landtag In
jedem Jahr zu einer ordenUichen Tagung und J.nnerhalb
der T-agung zu den einzelnen Sitzungen ein. Oie ordent­
liche Tagung solll nicht vor dem 15. septernber be91nnen
und nicht länger als bis zum 1. August des folgenden
Jahres währen. Der Präsklent des Landtages kann den
'-'andtag auch zu außerordenUichen Tagungen elnber.ufen.

(2) Wenn die Landesreglertung oder mindestens ein
Sechstel der landtagsabgeordneten es ver·langen, so hat
der Präsident des Landtages den Landtag binnen einer
Woche so ei·nzuberufen, daß er innerhalb einer weIteren
Woche aJsammentreten kann. Sofern diese in die tagungs-

freie Zeit fällt, hat der Präsident des Landtages ztJglelch
auch eine außerordentliche Tagung einzuberufen.

(3) ~eit und Tagesorrdnung der S~tzungen sind vom
Präsidenten des Landtages schrtifUich mindestens 24 Stun­
den vor der Sit~ung den Landtagsabgeordneten und den
Landtagsklubs mitzuteilen, es sei denn, daß außerordent­
liche Verhältnisse die Einhaltung der Frist nicht zulassen,

§ 55

of;fentllchkeit

(1) Die Sitzungen des Landtages StOO öffentlich.

(2) Die OftenUlchkeit wl'rd ausgeschlossen, wenn es
vom Präsidenten des Landtages oder von mindestens
einem Sechstel der anwesenden Landtagsabgeordneten
ver~ngt und vom Landtag nach Entfernung der Zuhörer
beschlossen wird.

(3) Die Vornahme von Ton- und Bildaufnahmen bedarf
der Bewilligung des Präsidenten des Landtages.

§56

Verlauf

(1) Der Präsident des Lan.dtages eröffnet die Sit2lung
zur anberaumten Stunde ohne Rücksicht auf die Anzahl
der anwesenden Landtagsabgeoro'ßeten.

(2) Der Präsident des Landtagas steHt fest, ob die
Landt'8gsabgeordneten in beschklBfählger Anzahl anwe­
send sind. Ist die Beschlußfähig,keit nicht gegeben, so
hat der Präsident des Landtages die Sitzung zu unter­
brechen oder zu schließen.

(3) Er bringt den Einlauf zur Kenntnis und macht die
ihm sonst notwendig erscheinenden Mitteilungen. Insbe­
sondere gibt er dl'e Namen der entschuldigten Landtags­
abgeordneten bekannt. Weitere MitteUungen kann der Prä­
sident des Landtages währ:end der g,anzen Sitzun.g vor­
bringen.

(4) Wenn gegen die Ver:hand~ungsschnift der letzten Sit­
2lung keine Einwendung el'lhoben wurde, erklärt sie der
Aräsldent des Landtages als genehmigt.

(5) Der Präsident des Landmges verliest die Tagesord­
nung. Gegen diese Tagesordnung können nur sogleich
nach Verl,esung BInwendungen erhoben oder Gegenanträge
gestellt wer:den. Wahlen kann der Präsident des Landtages
aus eigenem auf die Tagesordnung setzen.

(6) Der Präsident des Landtages kann vor Verlesung
der Tagesordnung eine Umstellung der Vemandlungsge­
genstände vornehmen. WII'ld Einspruch erhoben, so ent­
scheidet der Landtag ohne Debatte.

(7) Auf Vorschtag des Prästdenten des Landtages oder
auf Antrag eines Landtagsabg:eordneten kann der Land­
tag mit etner Mehme.lt von mindestens zwei Dritteln der
anwesenden Landtagsabgeordneten vor Verko.ndung des

scheidet der Landtag ohne Debatte.

(7) Auf Vorschtag des Prästdenten des Landtages oder
auf Antrag eines Landtagsabg:eordneten kann der Land­
tag mit elnsr Mehme.lt von mindestens zwei Dritteln der
anwesenden Landtagsabgeordneten vor Verko.ndung des
Oberganges zur Tagesordnung beschUeBen, daß ein Ver­
handlungsgegenstand \4On der Tagesordnung abgesetzt
oder daß ein nicht auf der Tagesordnung stehender Ver­
handlungsgegenstand In Verhandlung genommen wird.

(8) Mit Verkündung des Oberganges zur Tagesordnung
durch den Präsidenten des Landtages tnitt der Landtag In
die Geschäftsbehand~ung eln,



(9) Der Präsident des Landtages verkündet vor Schlie­
Bung jeder Sitzung nach MögUchkelt Tag, Stunde und Ta­
gesordnung der nächsten Sltzun{l. Wird eine Einwendung
erhoben oder ein Gegenantrag gestellt, so entscheidet der
landtag. Ober alle in einem solchen Fall erhobenen Ein­
wendungen und Gegenanträge findet nur eine Debatte
statt, in der der Präsident des Landtages die Redezelt
eines jeden Redners bis auf fünf M4nuten beschränken
kann. Werden die Gegenanträge abgelehnt, so bleibt es
bel dem Vorschlag des Präsidenten des Landtages.

(10) Der Landtag kann nur durch Beschluß vertagt wer­
den. Die Wiedereinberufung erfolgt durch den Präsidenten
des Landtages. Dieser Ist verpflichtet, den Landtag sofort
einzuberufen, wenn dies mindestens ein Sechstel der
Landtagsabgeordneten, der Landeshauptmann oder die
Landesreg.ierung verlangen.

VIII. GESCHÄFTSBEHANDLUNG IN DEN SITZ.UNGEN
DES LANDTAGES

§ 57
Erste Lesung

(1) Dje Debatte bei der ersten Lesung hat sich auf die
Besprechung der allgemeinen Grundsätze der Vorlage oder
des Antrages ~u beschränken.

(2) Anträge dürfen bei dieser Debatte nur darüber ge­
steilt werden, ob die Vorlage oder der Antrag einem schon
bestehenden oder einem erst zu wählenden Ausschuß zu­
gewiesen werden soll. Wird kein derartiger Antrag gestellt
oder hat eine erste Lesung nicht stattgefunden, so verf'ügt
der Präsident die Zuweisung.

(3) Selbständige Anträge von Ausschüssen werden
nach § 23 behandelt.

(4) Eine Vorlage der Landesflegierung wird nur dann
in erste Lesung genommen, wenn dies vom Landtag be­
schlossen wil'ld. Eiln darauf abzielender Antrag muB spä­
testens in der nächsten Sitzung, nachdem die Vorlage ver­
teilt woJ'lden ·ist, gestellt weJ'lden.

(5) Der selbständige Antrtag eines Landtagsabgeord­
neten w.ird auf dessen Verlangen In erste Lesung genom­
men. 'Bei der ersten Lesung eines solchen Antrages erhal­
ten der Antraqstelter, bei mehreren Antragstellern ver­
schiedener Parteien nur die von ihnen bezeichneten An­
lragsteUer das Wort ~ur Begründung.

§58

FnistsetQung

(1) Der Landtag kann au·f Vorsch~ag des Präsidenten
des Landtages oder auf Antrag eines Landtagsabgeord­
neten jederzeit - auch während der Verhandlung über
einen Gegenstand im Ausschuß - dem Ausschuß eine
Frist zur Berichterstattung setzen. Die Bekanntgabe elnes
dlesbeZiÜglichen Vorschlages durch den Präsidenten des
Landtages oder die Stelluna eines solchen Antraaes hat

\'1 ....'." I-ICIIJU&:Q~ "allll aUI YUll:I\;IIPi:l!:l utJl:I I""rci~Uttnlen

des Landtages oder auf Antrag eines Landtagsabgeord­
neten jederzeit - auch während der Verhandlung über
einen Geg·enstand im Ausschuß - dem Ausschuß eine
Frist zur Berichterstattung setzen. Die Bekanntgabe elnes
dlesbeZiÜglichen Vorschlages durch den Präsidenten des
Landtages oder die Stellung eines solchen Antrages hat
vor 6~ng,ang ·in die Tagesordnung einer Sitzung zu erfol­
gen. Die Abstimmung hfel'lüber Ist vom Präsidenten des
Landtages nach Beendigung der Vellhandlungen In dieser
Sitzung vorzunehmen.

(2) Wenn es mindestens ein Drittel der Landtagsabge­
ordneten verlangt, darf die zur Berichterstattung gesetzte
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Frist einen Zeitraum von sechs Monaten nicht i)berschrei­
ten.

§ 59

Zweite Lesung

(1) Die zweite Lesung besteht aus der al1gemeinen
Debatte über die Vorlage als Ganzes (Generaldebatte)
und den Beratungen über einz.elne Teile der Vorlage
(Spezialdebatte) sowie den Abstimmungen. Generaldebatte
und Spez-Ialdebatte weJ1den unter einem abgeführt, wenn
der Landtag auf Antrag des Berichterstatters nicht ande­
res besch11 eßt.

(2) Die zweite Lesung darf in der Regel nicht vor Ablauf
von 24 Stunden nach erfolgter Verteilung des Berichtes
stattändert (§ 36). Nur auf Grund eines Vorschlages des
Präsidenten des Landtages und des darüber mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der Landtagsabgeorooeten ge­
faßten Beschlusses kann von der Vervlelfältlgung des Aus­
schußbeIlichtes oder von der 24-stündigen Frist abgese­
hen werden.

(3) Nach Ablauf einer dem Ausschuß zur Berichterstat­
tung gestellten Fnist hat die zweite Lesung selbst dann
zu beginnen, wenn ein schrlifUicher Ausschußber4cht nicht
vorliegt und nur münd.ich berichtet wurde.

(4) Sollte der Ausschuß auch nicht in der Lage sein,
mündlich Bel'lIcht zu erstatten, so bestimmt der Präsident
des Landtages den Berichterstatter.

§60

GeneraJdebatte

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte ge­
trennt durchgeführt, kann während der Generaldebatte
der Antrag auf Vertagung, auf Rückverweisung an den
Ausschuß oder auf Zuweisung an einen anderen Ausschuß
gestellt werden. Die Beschlußfassungüber solche Anträge
erfolgt am SchJ,uß der Generaklebatte.

(2) Am Schluß der Generaldetbatte dst ferner darüber
abzustimmen, ob der Landtag ,in die SpeZlialdebatte ein­
geht.

(3) BeschlieBt der Landtag, .n die SpeZlialdebatte ein­
zugehen, so folgt diese unmitte~bar der Generaldebatte.
Wird das ,Eingehen .in die Spe~l·aldebatte abg:elehnt, ist
die Vorlage verworfen.

§ 61

Spezta1debatte

(1) Am Begtnn der Spez'iakfebatte bestimmt der Präsi­
dent desl'8ndtages, welche TeUe der Vorla{le für sich
oder vereint 7Jur Beratung 'Und BeschfuBfassung kommen.
Hiebei hat er den Grundsatz zu beachten, daß die Tei­
lung der Spezialdebatte In einer die Oberslch·tIichkelt der
Beratung !fördernden Waise erfolgt. WiJ'ld eine ,Einwendung
erhoben, entscheidet der Landtag ohne Debatte.

,./ ........~ •., ...... ... , ...............'c;rruvulCluIC L/,.","UllIlIl 'UtJl I""ri:l::i1-

dent desl'8ndtages, welche TeUe der Vorlage für sich
oder vereint 7Jur Beratung 'Und Beschf,ußfassung kommen .
Hiebei hat er den Grundsatz zu beachten, daß die Tei­
lung der Spezfaldebatteln einer die Obersichtlichkelt der
Beratung ~ördernden Waise er·folgt. WiJ'ldelne ,Einwendung
erhoben, entscheidet der Landtag ohne Debatte.

(2) L.iiegen mehrere Gesamtanträge vor, so 'beschließt
der Landtag, welcher derselben der Spe~ialdebatte zugrun­
de zu legen ·ist.

(3) Atbänderungs- und Zusatzanträge können von jedem
Landtagsabgeordneten ZlU jedem einzelnen Teil, sobald die
Spe7Jialdebatte -über .hn eröf·fnet list, gestellt werden und
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sind, wenn sie von mindestens vier Landtagsabgeorefneten
einschließlich des Antragstellers unterstützt werden, in
die Verhan<Hung elnzubeelehen. Die Unterstütz·ung erfolgt,
wenn die Anträge nicht von vier landtagsabgeordneten
unterfertigt sind, auf die Unterstützungsfrage des Präsi­
denten des Landtages durch Erheben von den Sitzen.

(4) Diese Anträge si,n:d dem Präsidenten des Landtages
schriftlich zu ·überreichen und von einem der unterfertig­
ten Landtagsa:bgeordneten ZiU verlesen.

(5) Dem Landtag steht das Hecht zu, jeden solchen
Antrag an den Ausschuß zu verweisen und bis zur Er­
stattung eines neuerflehen Ausschußberichtes Über die Vor­
lage die Verhandlung zu vertagen.

(6) Nach Ber.atung jedes Teiles der Vorlage hat ole
AbsUmmung über denselben zu elifolgen. ,Der Landtag
kann vor der Abstimmung 'bescb~ießen, die Verhandlung
zu vertagen oder den Verhandlungsgegenstand nochmals
an den Ausschuß zu verweisen oder zur Tagesordnung
überz'ug,ehen. BeschHeßt der Landtag, über den Verhand­
~ungsgegenstand zur T'agesordnung liberzugehen, ist die
Vorlage verwolifen.

§62

RückVJerweisung an den Ausschuß

(1) WerodenGeneMldebatte und Spezialdebatte unter
einem durchgeführt, sind die Bestlrnmungen des § 61 Ab­
satz 2 bis 5 sinngemäß anzuwenden.

(2) Auch wenn Generaldebatte und Speziaklebatte un­
ter einem durchgeführt werden, kann der Präsident des
Landtages Ibestimmen, daß Teile der Vorlag,e für sieh
zur Debatte und Abstimmung kommen. Wi,rd eine Einwen­
dung erhoben, entscheidet der Landtag ohne Debatte.

(3) Der Landtag kann vor jeder Aibstimmung 'Über die
Vorlage beschließen, die Vel1handlung zu vertagen, die
Vorlage an den Ausschuß r:ückzuverweisen oder einem
anderen Ausschuß zuzuweisen oder zur Tagesordnung
überzugehen. Beschließt der Landtag, zur Tagesordnung
überzugehen. ,ist die Vorlage verworfen.

§63

D",itte Lesung

(1) Nachdem die Vorlage ,in zweiter Lesung beschlossen
ist, wird die dr.itte Lesung, das ist die Abstimmung im
ganzen, vorgenommen. Auf Vorschlag des Präsidenten des
Landtages oder Antr:ag eines Lancltagsabgeordnetenkann
der Landtag besehlleßen, daß die drJtte Lesung nicht
unmittelbar nach der zweiten ,Lesung durchgeführt, son­
dern auf einen späteren Zeitpunkt vertagt w,ird.

(2) In der dlliUen Lesungköonen nur Anträge auf Be­
hebung von Widersprüchen, die sich oe,1 der Beschlußfas­
sung in ~welter Lesung ergeben haben, gestellt werden;
ferner können Schreib-, Spllach- und Drouckfehler rIchtig­
unmittelbar nach der zweiten ,Lesung durchgeführt, son­
dern auf einen späteren Zeitpunkt vertagt w,ird.

(2) In der dlliUen Lesungköonen nur Anträge auf Be­
hebung von Widersprüchen, die sich oe,1 der Beschlußfas­
sung in ~welter Lesung ergeben haben, gestellt werden;
ferner können Schreib-, Spllach- und Drouckfehler rIchtig­
gesteIlt werden. EntschHeßungsanträge können in der
dritten Lesung nicht mehr eingebracht werden.

(3) Eine Debatte über Anträge In der dritten Lesung
ist nur zulässig, wenn es der Landtag .im einzelnen Fall
beschließt. Die Bedezelt Jst für jeden Redner bei einer
solchen Debatte auf fünf Minuten beschränkt.

§64

Wortmeldung und Wortergreifung

(1) Jene Landtags'sbgeordneten, die zu einem in der
Sitzung in Verhandlung stehenden Gegenstand zu spre­
chen wünschen, haben sich bei einem vom Präsidenten
des lJandtages zu dJesem Zweck bestimmten Bedtenstetsn
der landtagsdirektion mit der Angabe, ob sie ",f;ür" oder
"gegen" sprechen werden, zu melden. Diese Meldung
kannauch durch einen vom K·liUb niezu 'bestimmten Land­
tagsabgeordneten erfolgen. Wortmeldungen werden ab
Beginn der Sitzung entgegengenommen.

(2) D.le gemeldeten Landtagsabgeordneten g,elangen in
der Reihenfolge der Anmeldung zum Wort. wooel der
erste ..Gegen....Redner beginnt und sodann zw,ischen
IIFÜr"- und ,,·Gegen"-Retlnern abgewechselt wird.

(3) Bei gleichzeiUger Anmeldung zweier oder mehrerer
"Fiür....jRedner oder zwei oder mehrerer "Gegen"-Redner
bestimmt der Präsident des Landtages die Reihenfolge, In
der sie zum Wort kommen, in der Welse, daß die ver­
schiedenen Standpunkte zu einem Verhandlungsgegen­
stand gebührend zur Geltung 'kommen sowie daß auf die
zahlenmäßige Stänke der K~ubs und s·uf einen Wechsel
zwischen den Rednern verschiedener Klubs Bedacht ge­
nommen wird.

(4) Jedem Redner steht es trel, sobald er zum Wort
gelangt, einem allderen Landtagsabgeordneten sein Recht
abzutreten; jedoch darf das Wort einem Redner, der über
den Venhandl,ungsgegenstand schon zweImal gesprochen
hat, nicht abgetl'leten wer.den.

(5) Wer. zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht
anwesend ist, 'VerUert das Wort.

(6) Will der Präsident des Landtages als Redner das
Wort ergreifen, so 'Verläßt er seinen Präsidentensitz und
nlrnmt Ihn 'in der Regel erst nach 'Erledlglrng des Verhand­
lungsgegenstandeswieder ein.

(7) Die Berichterstatter der Ausschüsse und dJe übr'ligen
Redner aus dem Landtag sprechen von Rednerbühnen aus.
Nur in Angelegellheiten der Geschäftsbehandlung sowie in
besonderen Fällen. in denen der Präsident des Landtages
die Erlaubnis hlezu erteltt, sprechen die Landtagsabgeord­
neten von Ihrem Platz aus.

(8) Oie Mltg~teder der Landesregierung sprechen, wenn
sle sich gemäß § 19 zum Wort melden, von der Regie­
rungsbank aus.

§65

Ttatsächliche Ber.ichtlgung

(1) Wenn sich im Lauf einer Verhandlung ein Land­
tagsabgeor1Clneter zur tatsächlichen Berichtigung zum Wort
meldet, 'hat ihm der Präside",t des Landtages unmittelbar
nach der nächsten Unterbrechung der Debatte oder wenn
die Debatte noch an demselben Tag geschlossen wird,
nach der Schlußr:ede des IBerichterstatters das Wort zu er­
teilen.

tagsabgeor1Clneter zur tatsächlichen Berichtigung zum Wort
meldet, 'hat ihm der Präside",t des Landtages unmittelbar
nach der nächsten Unterbrechung der Debatte oder wenn
die Debatte noch an demselben Tag geschlossen wird,
nach der Schlußr:ede des IBerichterstatters das Wort zu er­
teilen.

(2) Etne tatsächliche Beliichtlgung darf die Dauer von
fünf Minuten nicht überschreiten.

(3) E'/ne Erwiderung auf eine tatsächliche BeJÜch1!igung
ist nur dann zulässig, wenn es sich um eine persönliche
Angelegenheit des sich meldenden Landtagsabgeordneten
handelt. Sie darf fünf Minuten nicht Qbersehreiten.



(4) Ausnahmsweise kann der P,räsident des Landtages
nach eigenem EI1messen einem Redner· auf dessen Ersu­
chen die ,für eine tatsächliche Berichti·gung oder d.ie Er­
widerung darauf eingeräumte Redezeit erstrecken.

§66

Wortmeldungen zur Geschäftsordnung

(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung und Anträge
zur Geschäftsbehandlung können ohne unterorechune
eines Redners Jederzeit auch mündlich vorgebracht wer­
den. Solche Anträge können vom Präsidenten des Land­
tages ohne Debatte zur Abstimmung gebracht werden.
Läßt er eine Debatte zu, so kann er die Redezeit für jeden
Re<lner auf fünf Minuten beschränken.

(2) Werden in der Debatte Anträge auf Absetzung von
Verhandlungsgegenständen von der Tagesordnung, auf
Vertagung, auf Zur.ückverweisu-ng an den Ausschuß oder
auf Zuweisung an einen anderen Ausschuß gestellt, so er­
hält nur mehr der Berichterstatter das Wort, worauf über
diesen Antrag ohne weitere Debatte abzustimmen ist.

§ 67

Redezeit

(1) Der Landtag kann mit einer Mehrheit von minde­
stens zwei Dritteln der anwesenden M1tglieder des Land­
tages auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder
auf Antrag eines Landtagsabgeordneten sowohl für d.le
Generaldebatte als auch ~ür die Spezialdebatte beschlie­
ßen, daß die Redezelt eines jeden Redners ein bestimm­
tes Ausmaß nicht überschreiten darf, Der Beschluß ist
ohne Debatte zu fassen. Diese 'Beschränkung gilt nicht
für den Berichterstatter.

(2) Auf weniger als eine halbe Stunde darf die Rede­
zelt nicht herabgesetzt werden.

§68

Sch·luß der Rednerliste

(1) SQba~d zu einer 'Jorl,age wenigstens zwei Debatten­
redner gesprochen haben, kann jederzeit, jedoch ohne
Unterbrechung eines Redners, der Antrag auf Schluß der
RednerNste gestellt werden, der vom Präsidenten des
Landtages sofort zur Abstimmung zu bringen ist.

(2) W,ird der Antrag auf ScbJuß der Rednerliste ange­
nommen, so erhalten nur mehr die bereits vorgemerkten
Redner der Reihe nach das Wort.

§69

SchJuß der Debatte

(1) Der Antl'lag auf Schluß der Debatte kann, nachdem
wenigstens zwei Debattenredner gesprochen haben, je­
derzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines Redners gestellt
werden und ist vom Präsidenten des Landtages ohne Un­
terstützunasfraoe zur Absti91lJU1no zu brlnnan

SchJuß der Debatte

(1) Der Antl'lag auf Schluß der Debatte kann, nachdem
wenigstens zwei Debattenredner gesprochen haben, je­
derzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines Redners gestellt
werden und ist vom Präsidenten des Landtages ohne Un­
terstützungsfrage zur Abstimmung zu br,ingen.

(2) Spl'iicht sich die Mehrheit für den Schluß der Debatte
aus, so können die für und gegen die Vorlage einge­
schriebenen Debattenredner je einen Redner, aus .threr
Mitte bestimmen.

(3) Landtagsabgeordnete, die, einen Albänderungsan­
trag. stellen' wollen, können, falls Schluß der Debatte be-
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schlossen w.urde, ihren Antrag sogleich ,nach ausgespro­
chenem Bchluß dem Präsidenten des Landtages überge­
ben, der ihn dem Landtag m'itte.ilt, und wenn der Antrag
nlicht durch Unter:fertigung gehörig unterstützt ist, d~e Un­
terstützungsfrage stellt.

(4) Nach Sch'luß der Debatte dürfen nur die bestimmten
Redner, der Berlichterstatter und bei einem selbständigen
Antrag von Landtagsabgeordneten der Antragsteller das
Wort ergreifen.

(5) Ergr:eUt ein Mitglied der Landesr:egierung nach
Schluß der Debatte das Wort, so gilt diese aufs neue er­
öffnet.

(6) Be,i der Debatte Über den Landesvoranschlag, fer­
her bei der zweiten Lesung von Verfassungsgesetzen muß
von jeder Partei, die einen Landtagsabgeordneten in einen
den Landesvoranschlag bzw. das Verfassungsgesetz vor­
beratenden Ausschuß entsendet hat, mindestens ein Red­
ner zum Wort kommen können.

§ 70

Rei:hung der Anträge

(1) Die Absbimmungen über verschiedene Anträge sind
derart zu reihen, daß die wahre Meinung der Mehrheit
des Landtages zum Ausdruck gelangt.

(,2) Es werden daher !in der Regel die abändernden
Anträge vor dem Hauptantrag, und zwar die weitergehen­
den vor den Übrigen, zur Abstimmung gebracht.

(3) Nach Abschluß der Bel'latung verkündet der Präsi­
dent des Landtages den Eingang tn das Abstimmungsver­
fahren. Er hat den Ver,handlungsgegenstand, über den
leweils abqestlmmt wird, ,genau zu bezeichnen.

(4) Jeder Landtagsabgeordnete kann einen Antrag auf
Berichtigung der vom Präsidenten des Landtages ausge­
sprochenen Fassung und Ordnung der Anträge stellen,
welcher, wenn der Präsident des landtages dem Antrag
nicht beitr.itt, nach der hierüber zu eröffnenden Debatte zur
Abstimmung gebracht werden muß.

(5) Der Präsident des Landtages kann, wenn er die
Gründe als ausreichend dargelegt erachtet, die Debatte
für erledi1g,t erklären. Er kann in der Debatte die Rede­
zeit .~ür jeden IRedner bis auf fünf Minuten beschränken.

(6) Jeder Landtaqsabqeordnete kann verlangen. daß
über bestimmte Teile eines Antrages getrennt abgestimmt
wir.d.

(7) Es steht dem Präsidenten des Landtages auch frei,
sofern er es zur Vereinfachung oder KlarsteIlung der Ab­
st·immung oder zur Beseiti.g,ung unnötiger Abstimmungen
für Zlweckmäßig erachtet, vorerst einen grundsätznchen
Antrag zur Beschlußfassung z.u bringen.

§ 71

Beschlußfähigkeit und Beschlußerfordernisse

(1) Zu einem Beschluß des Landtages ist, soweit verfas­
fOi'--iwecKmäß'rg erachtet, vorerst ~rneri 'gründsätznchen
Antrag zur Beschlußfassung z.u bringen.

§ 71

Beschlußfähigkeit und Beschlußerfordernisse

(1) Zu einem Beschluß des Landtages ist, soweit verfas­
sungsgesetzlich nicht anders bestimmt wird, die Anwesen­
heit von mindestens .elnem Drittel der Landta-gsabgeord­
neten und die einfache Mehrheit der abgegebenen Stim­
men erf.orderliCh.

(2) Ein Beschluß über ·Landesverfassungsgesetze und
lin einfachen Landesqesetzen enthaltene Verfassungsbe­
stimmungen sowie uber die' Geschäftsord,nung des Land-
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tag es oder dere n Änderung bedarf der Anwesenheit von
mindestens der Hälfte der Landtaqsabqeordneten und
einer Mehrheit von mind estens zwei OrWeln der abge­
geben en Stimm en; dies gilt auch für die Genehmi gung
von Vereinba run ge n mit ande ren Ländern oder mit dem
Bund , wenn durch diese das Verfass ungsrecht geänd ert
ode r er.gänzt wind.

(3) Hat die Bundesregierung gegen einen Gesetzesbe­
schluß des Landtag es Ein spr uch erhobe n, dann ist zur
Wiederho lung des Beschlusses di e Anwesenh eit von min­
destens der Hälfte der La nd tagsabgeordneten erforderl ich.

(4) Zu einem Beschluß des Landtages, mit dem eine
Ank lage gege n Mitg lieder der Land esregi erun g und die
ihnen hinsichtlich der Verantwortlichkeit g leichgestellten
Organe wegen Gesetzesver letzunp erhoben wird , bed arf

es de r Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Land­
tagsabgeor<lneten.

(5) Ein Mißtraue nsantrag gegen den Präsidenten des
Landt ages kann gül tig nur von mehr als de r Hälfte der
Landtagsabgeor:dn eten gestellt werd en. Ein Mißtrauens­
antrag geg en den Zweit en und Dritten Präsid enten kann
gü lti g nur von m ehr als de r Hälfte der Landtag sabg eordne­
ten jener Parteien gestellt we rde n, über deren Wah lvor­
schlag sie gew ählt wurden.

(6) Ein IBeschluß, mit dem d er Präsident abb eruf en
wird . kann nur bei Anwese nhei t von mindestens de r Hälf­
te der l andtagsabgeordneten und mit einer Sti mme mehr
als der einfachen Mehrheit der abgegebene n Stimmen qe­
faßt werden. Ein Beschluß , mit de m der Zweite und Dr itte
Präsident abbe ru ten wlrd, kann nur mit einer Mehrheit von
mindestens zwei Drttt etn der Anzahl de r Stimme n, bezogen
auf die Zahl der Landtagsabgeordneten je ner Parteien,
über deren Wahlvo rschlag sie gewählt wurde , gefaßt wer­
den.

(7) wurden di e Präsident en in einem gesondert en
Wahlga ng ohne Bindung an einen Wah lvor schl ag gewä hlt,
kann ein Beschl uß mit dem ein so gewä hlter Pr äsident
ab berufen wird , gültig nur bei Anwesenheit vo n mindestens
der Hälft e de r l andtagsa'bgeordn eten und mit ei ner Stim­
me mehr als de r einfa chen Mehrh eit der eoqeqe benen
Stimmen gefaßt werde n.

(8) Ein Miß trauensantrag gegen den Landeshauptm ann
kann gült ig nur vo n mehr als der Hälfte der Landtagsab­
geordneten geste llt werd en. Ein Mißtra uensant rag gegen
di e übrige n Mitglied er der Lande sregi erung kann gülti g
nur von mehr als der Hälfte der Landtagsabg eordneten
jener Parte ien ges tellt werden, über der en Wahlvo rschlag
sie gew ählt wurden.

(9) Ein Besch luß, mit dem der Land esh auptmann ab­
berufen w.i rd, kann nur bei Anwese nhei t vo n m'indestens
de r Häl fte der Landtaqsabqeord neten und mit ei ner Stim­
me mehr als der einfachen Meh rh eit der abge gebenen
summen gefaßt wer den. Bln Beschluß, mit dem die übrt ­
ge n Mitg ~ieder der Land esregierung abberufen we rden,
kann nur mit einer Mehrheit vo n zwe i Dritt eln der Sti m­
men, bezog en auf di e Zahl de r Land lagsabgeordneten
jener Parte ien, über deren Wahlvo rschlag sie gewählt
wurden. gefaßt werden ,

(10) Wurde ein Mit-glied der L and esr eplerunq auf Grund
de r Bestimmung en des § 8 Absa tz 7 letzter Satz ode r des

§ 8 Absatz 8 gewählt, kann ein Beschluß, mit dem di eses
Mitg lied abbe rufe n wlrd, g ültig bei An.wesenheit von rnln­
destens der Häl fte der Landtagsabgeordneten un d mit
eine r Stimme mehr als de r einfache n Mehrh eit der abgege­
benen Stimmen gefaßt we rde n.

(11) Zu einem Beschluß auf Auflösung des Landtages
ist die Anwesenhalt von mi ndestens der Hälfte der Land­
tagsabgeordneten erfo rderlich .

§ 72

Ausüb ung des Stimm rechte s

(1) Alle Landt agsabgeordn eten haben ihr Stimmrecht
pe rsönlich auszuübe n.

(·2) Die Abgabe der Stimme darf nur du rch Beja hung

ode r Ver.neinung de r A'nträge ohne Begründung stattf in­
den.

(3) Keinern in de r Sitz unq anwesenden Landtagsabge­
ordnete n ist es gestatt et, sich der Absbirnmunq zu enthal­
ten.

(4) Wer bei einer Abstlmrnunq nicht anwese nd ist, da rf
nachträgli ch seine St imme nicht abgeben .

§ 73

Aibstimmung

(1) Die Ab st immung erfolgt grundsätZlich durch Aufste­
hen und Sitze nbleiben. außer der Präsident des Landta­
ges ordnet ausdnückl ich die Abstimmung durch Hander­
heb en an.

(2) Der Präsident des Lan dt ages kann jedoch nach
eige nem Ermessen vo n vom herein. ode r wenn ihm das
Ergebnis de r Ab sti mmu ng zweHe lhaft erschei nt, die na­
mentliche Absti mmung anordn en. Wenn mindestens sechs
Landtagsabg eo rdn ete vor Eing ang ~ n das Abs timmungs­
ve rfahre n di e Durchführunq einer nam entlichen Abstim­
mung verlange n, is t diesem Verlangen ohne we iteres statt­
zugeben.

(3) Jedem Lan dtaqsabqeord neten steht es frei, vo r je­
der Abstimm ung zu verlangen , daß der Präsident des Land­
taqes dte Zah l der für ode r gege n den Antrag Stimmen­
den bekannt gibt.

(4) Be i ei ner namentl ichen Abs ti mmu ng ist fo lge nder
Vorga ng ei nzuhalten : Soba ld die Ab st immung vo m Prä­
sidenten des Landtaqes angeordnet ist, haben die Land­
tagsabgeof1dnet en ihre Plätze einzunehmen. Vom Präsid en­
ten des Landtages bestimmte Bedienst ete de r Landtags­
öl rektlon begeben sich zu den ihnen zugewiesenen Ban k­
reihen und nehmen vo n jedem Landtaqsabqeordneten
dessen Sti mmzettel In Em pfang, Die St immzettel tr agen
die Namen der Landtagsabg eordneten und d-ie Bezeich­
nung " ja" ode r " nei n". Die Stimmzette l sind in zwei ver­
schiedenen Farb en herzustel len, je nach de m sie auf " ja"
oder "nein " laut en . Die Landtagsdirektion hat je dem Land­
taqsabqeordn eten eine entsprechende Anz ahl vorqed ruc k­
ter Stimmze tte l zur Ver;fügung zu ste llen. nie mit der Ab­
nahme de r Stimmzettel beauft rag ten Bediensteten haben.
soba ld der Präsident des Landtages die Ab stimmung für
beendigt erklärt, Jeder fü r sich die Sti mmzählu ng vcrzu­
nehmen und deren Erg eb nis dem Präsid ent en des Land­
t·ages sofo rt mttzut elten , der das Gesamterg ebnis ver kün­
det. Die Namen der Land tag sabgeordnete n sind, je nach



dem sie mit "ja" oder "nein" gesUmmt haben, in die
Stenographischen Protokolle der Sitzung aufzunehmen.

(5) Auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder
auf den Antrag von zehn Landtagsabgeordneten kann der
LaootBg eine geheime Abstimmung beschließen. Diese
ftndet durch Abgabe von Stimmzetteln statt, die mit "ja"
oder "nein" vorgedruckt s.oo. Die Landtagsabgeordneten
werden namentlich aufgerufen. Die Abstimmenden werden
gezählt, und jeder legt seJnen Stimmzettel in eine ge­
meinsame Urne.

(6)8ei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

§ 74

Durchführung von Wahlen

(1) Jede Wahl wird im Landtag mit SNmmzetteln vor­
genommen.

(2) Die Landtagsabgeordneten werden zur Hinterle­
gung des Wahlzettels in den Urnen namentlich aufger:ufen
und gezählt. Wer beim Aufruf seines Namens nicht an­
wesend ist, darf nachträglich keinen Wahlzettel abgeben .
Stimmt die Zahl der Wahlzettel mit der der wirkHch SNm­
menden nicht überein. so ist die Waht zu wiederholen, faUs
die überzähligen Stimmen das ElIQebnls der Wahl beein­
flussen könnten.

(3) Leere Stimmzettel sind ungültl,g.

§ 75
Engere Wahl und Losentscheidung

(1) Wird bel der ersten Wahl die gefor:derte Stimmen­
mehrheit nicht erzielt, so wind in gleicher Welse eine
zweite Wahl vorgenommen.

(2) Ergibt sich auch bei dieser nicht die geforderte
Stiimmenmehrheit, so findet die engere Wahl statt. In die­
se kommen diejenigen, welche bel der zweiten Wahl die
meisten St~mmen erhielten, In der doppelten Anzahl der
zu Wählenden .

(3) Haben bei der zweiten Wahl mehrere Bewerber
glelchv.ieJe SUmmen, so entscheldet das Los, wer von Ihnen
In die engere Wahl kommt.

(4) ElIQibt sich auch bei der engeren Wahl SUmmen­
gleichheU, so entscheidet ebenfalls das Los.

§ 76

Amtliche VerhandJ.ungsschrift

(1) Ober jede Sitzung ist durch einen vom Präsidenten
des Landtages bestimmten Bediensteten der Lalldtagsdi­
rektion eine V'9r:handlungsschrlft zu ~ühren. Sie hat den
zeitlichen "'blauf der Sl~ungen, Mitteilungen des Präsiden,:"
ten, Anträge zur Geschäftsordnung, die VerhandJungsge­
genstände, das Ergebnis der Abstimmung und die gefaBten
Beschlüsse 2lU enthalten.

(2) Die Ver-handlungsschrift ist von den Schr.iftführern zu
des Landtages bestimmten Bediensteten der Lalldtagsdi-
rektion eine V'9r:handlungsschrlft z:u ~ühren. Sie hat den
zeitlichen "'blauf der Si~ungen, Mitteilungen des Präsiden,:"
ten, Anträge zur Geschäftsordnung, die VerhandJungsge­
genstände, das Ergebnis der Abstimmung und die gefaBten
Beschtüsse 2lU enthalten.

(2) Die Ver-handlungsschrift ist von den Schr.iftführern zu
prtüfen und in der Landtags<lirektion bis zur nächsten
Sitzung, in welcher sie durch den Präsidenten' des Land­
tages bestäbtgt wird, zur Einsicht der Landtagsabgeordne­
ten aufz.uleg.en.

(3) Bedenken gegen die Fassung oder den ~nhalt

der Verhand.ungssch~lft sind dem . Präsidenten des Land..
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tages auBerh-atb der Sitzung mitzuteilen. Findet er die­
selben begrimdet, nimmt er die Berichtigung vor .

(4) Wenn der Präsident des Landtages die geforderte
Berichtigung für nicht begllündet hält , steht es dem Land­
tagsabgeordneten, welcher sie verlangt hat, frei, 40 der
nächsten Sitzung einen schriftlichen Antrag auf Berichti­
gung zu stellen.

(5) Ober etne unter Ausschluß der öffentlJch lkeU abge­
haltene Sitzung wird eine eigene Verhandlungsschrift ver­
faßt und noch in derselben Sitzung vorgelegt und geno"­
m.igt; ob sie veröffenUicht wird, hängt von dem noch WÄh­
rend des Ausschlusses der öffentlich,kelt gefaBten B9­
schluß des Landtages ab.

§77

Sitzungsberichte

(1) Ober die öffentlichen SI·tzungen des Landtages wer­
den von Bediensteten der Landtagsdirektion an Hand von
Tonbandaufnahmen oder stenographischen Aufzeichnun­
gen SitZiungsberichte (Stenographlsche Protokolle) verfaßt
und vervielffältigt herausg·egeben. Sie haben die vollstän­
d~e DarsteUung der Verhandlungen zu enthalten. Der
Wortlaut von Gesetzen ist nicht aufzunehmen, sondern
nur ein entsprechender Hinweis.

·(2) Jeder Redner er-hält vor der Vervielfältigu11g seiner
Ausführungen den SitzlungSlberlcht zwecks aHfäUiger Vor­
nahme stilistischer Änderungen übermittelt. Werden inner­
halb von acht Tagen keine Einwendungen erhoben, ist der
SItzungsbericht zu vervietfältigen. Werden Einwendungen
er-hoben und tritt der Präs·ident des Landtages diesen
nicht bei, dann sind sie in lhrem vollen Wortlaut anzumer­
ken.

(3) Ändel1Ungen im Text von Beschlüssen können auf
gemeinsamen Beschluß der Präsidenten des Landtages
zur Behebung von Formfehlern, stilqstischen oder sinnstä­
renden Fehlern vorgenommen werden; für Gesetzesbe­
schlüsse gilt dies nur insoweit, als sie noch nicht verlaut­
bart sind.

(4) Die im § 20 angeführten Verhandlungsgegenstände
mit Ausnahme der Ersuchen um ZusUmmung zur behörd­
"'chen Verfolgung von Landtagsabgeordneten, der Ersu­
chen um EromäcMigung zur Verfolgung von Personen we­
gen BeleidLgung des Landtages und der Blttschrjtten und
BIngaben werden als BeHagen zu den Stenographischen
Protokollen herausgegeben. Dasselbe gilt fÜr die schrift­
lichen Anfragen und Anfragebeantwortungen sowie die
Berichte der Ausschüsse bzw. Millderheitsbel'iichte.

(5) Die Stenographischen Protokolle und ihre Beilagen
sind den Landtagsabgeordneten zuzumltteln.

IX. GEBARUNGSKONToROLLE DES LANDES

(5) Die Stenographische~ Protokolle und ihre Beilagen
sind den Landtagsabgeofldneten zuzumltteln.

IX. GEBARUNGSKONToROLLE DES LANDES

§ 78

LaodeskontroUausschuß

(1) Der KontrollausschtuB besteht aus dem Obmann,
dem Obmann-8teUvertreter .und .Ninf weiteren Mitgliedern,
die vom Landtag aus seiner Mitte nach den Gr:undsätz&n
der Verhältniswahl wie folgt gewählt werden:
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1. Ist der Landeshauptmann auf Vorschlag der stärksten
im Landtag vertretenen Partei gewählt bzw. gehört er
dieser an, so wird der Obmann des Kontrollausschus­
ses auf Vorschlag der zweitstäroksten Partei, der Ob­
mann-Stellvertreter auf Vorschlag der stärxsten Partei
gewählt. Gehört der Landeshauptmann nicht der stärk­
sten im Landtag vertretenen Partei an, so ist der Ob­
mann auf Vorschlag dieser Partei und der Obmann­
stenvertreter auf Vorschlag der zweitstärksten Partei
zu wählen.

2. FÜr die Wahl des Obmannes und des Obmann-Stell­
vertreters und der fünf weiteren Mitglieder gelten im
übrigen die Bestimmungen des § 8 slnnqemäß.

3. Für den Obmann, Obmann-Stellvertreter sowie jedes
weitere MitgHed ist in gle!icher Weise ein Ersa·tzmit­
glied zu bestellen. Der KontroHausschuß wählt aus
seiner Mitte einen Ersten und Zweiten SchniftfÜhrer.

(2) Die SteUung eines Mitgliedes der Landesregier.ung
ist rnit der Stellung elnes Mitgliedes oder eines Ersatz­
mitgliedes des Kontrollausschusses unvereinbar.

(3) Der KontroHausschuß Ist nur dem Landtag verant­
wortlich. Seine Mitglieder sind zur Verschwiegenheit über
alle ihnen ausschließlich aus ihrer Kontrolltätigkeit be­
kanntgewordenen Tatsachen verpfl;jchtet, deren Geheim­
haltung im Interesse einer Gebietskörperschaft oder der
Parteien geboten ist, wenn sie davon nicht vom Ausschuß
setbst entbunden sind.

(4) Die Mitglieder des Kontrollausschusaes behalten
ihre Funktion, bis ein neugewählter Landtag den Kontroll­
ausschuß gewählt hat. Der Kontrollausschuß ist in der
ersten Sitzung des Landtages zu wählen.

(5) Die Sitzungen des Kontrollausschusses sind ver­
traullch. Der KontroHausschuß kann durch einen mit einer
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen gefaßten Beschl'llB die Vertraulichkeit aufheben.

(6) Die Mi-tglieder der Lalldesregier.ung und die Präsi­
denten des Landtages sind verpflichtet, über Einladung
des Obmannes (Obmann-Stellvertreters) des Kontroltaus­
schusses an den Sitzungen des Kontrollausschusses zur
Erteilung von Auskünften und Aufklärungen tBlilZiunehmen.
Der KontroUaussclluB hat das Recht, Landesbedienstete
zur ErteiluJl9 von Ausk!ünften und AUfklärungen den S.it­
zungen des Kontrollausschusses beizuziehen.

§ 79

Einberufung und Beschlußfähigkeit

(1) Der ~ontrolJausschuß ist nach Bedarf, mindestens
aber einmal vierteljähr!<ich, vom Obmann elnzuberuten, Er
ist verpflichtet, den A'usschuß zu einer Sitzung elnzube­
r.ufen, wenn dies von mindestens zwei Mitgliedern des Kon­
trotlaussohusses verlangt oder vom Vorstand des Kontroll­
amtes beantraat wird.

(1) Der ~ontrolJausschuß ist nach Bedarf, mindestens
aber einmal vierteljähr!<ich, vom Obmann elnzuberuten, Er
ist verpflichtet, den A'usschuß zu einer Sitzung elnzube­
r.ufen, wenn dies von mindestens zwei Mitgliedern des Kon­
trotlaussohusses verlangt oder vom Vorstand des Kontroll­
amtes beantragt wird.

(2) Der Kontrollausschuß beschUeßt m.it elMacher Stim­
menmehrheit. Er Ist beschlußfähig, wenn mindestens drei
Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend sind. Den Vorsitz
führt der Obmann; lm Fall seiner Verhinderung wird er
vom Obmal1n"Stelivertreter vertreten.

(3) Die Tagesor:dnung wird vom Obmann festgelegt.

§ 80

Benichlspflichten

(1) Ober die bei Ausübung seines Kontrollrechtes ge­
machten Wahmehmung'en hat der Kontroliaussch\Jß dem
Landtag jeweils, mindestens aber ha~bjährllch, Bericht zu
erstatten und die 'ihm nötig erschelnenden Anträge zu
stellen.

~2) Wird ein BescMuß über einen derartigen Bericht
an den Landtag im Kontrollausscbuß stimmenmehrheit­
lieh gefaßt, haben mindestens zwei Mitglieder das Recht,
etnen Mindel'1heitsbericht dem Landtag zur weiteren Be­
handlung vorzulegen. Dieser Mindenheitsbericht ist spä­
testens eine Stunde vor Beginn der Sitzung des Landta­
ges, in der der Ausschußbericht behandelt werden soll,
der Landtagsdoirekttion zuzustellen.

§ 81

Landeskontrollamt

(1) Zur AusÜbung seiner Kontrolltätig~eit bedient sich
der KontroUausschuß des Kontrollamtes. Dessen Geschäfts­
gang wird durch eine vom Kontrollausschuß zu beschlie­
ßende Geschäftsordnung geregelt.

(2) Die Leitung des K,ontrollamtes obliegt einem rechts­
kundigen Verwaltungsbeamten (Vorstand), der vom Kon­
trollausschuß mit einer Mehehelt von mindestens zwei
Dritteln bestellt und abberufen wird. In gleicher Weise ist
ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter als Stellvertreter
zu bestellen. Der Vorstand und der Vorsta,nd-Stellvertreter
sind nur dem KontroUausschuß verantwortlich. Das erfor­
derliche Personal für das Kontro '"amt hat die Landesre­
gierung über gemeinsamen Vorschlag des Obmannes und
des Obmann-Stellvertreters des Kontrollausschusses bei­
zustellen. Die Dienstaufsicht und das W9Iisungsrecht ge­
genüber den beim Kontrollamt verwendeten Bediensteten
üben der Obmann und der Obmann-Stellvertreter des Kon­
trollausschusses gemeinsam aus.

(3) Das Kontrollemt hat Oberpr.ü,fu,ngen im Sinne des
Art-ikels 74 L-V.G durchzuführen, wenn dies der Landtag
oder der ~ontroltausschuß beschließt oder dre'l seiner
Mitglieder verlang·en. Das Verlangen aut o.berpJ'lÜfuJl9 ist
vom Obmann des Kontrollausschusses dem Kontrollamt
zu übermitteln.

(4) Das Kontrollamt hat auf begr:ündetes Ersuchen der
Landesregierung in deren Wirkungsbereich fallende be­
sondere Akte der Gebarungsüberpnüfung durchzuführen
und das Ergebnis der Landesregierung und dem Kontroll­
ausschuB mltzutellen,

(5) Die der überprüfung des Kontrolfausschusses un­
terliegenden ELnJ1ichtungen ~Arttkel 74 Absatz 1 L-VG) ha­
ben dem Kontrollamt alle verlangten Auskünfte ro ertei­
len und jedem Verlangen zu entsprechen, das das Kon­
trollamt zum Zwecke der Durchführung der Oberprüfiung
im etnzetnen Fall stellt. Insbesondere sl'nd über Verlangen

(5) Die der überprüfung des Kontrolfausschusses un­
terliegenden ELnJ1ichtungen ~Arttkel 74 Absatz 1 L-VG) ha­
ben dem Kontrollamt alle verlangten Auskünfte ro ertei­
len und jedem Verlangen zu entsprechen, das das Kon­
trollamt zum Zwecke der Durchführung der Oberprüfiung
im etnzetnen Fall stellt. Insbesondere sl'nd über Verlangen
dl,e einschlägigen Bücher, Akten und Belege zu übermit­
teln oder bel einer an Ort und Stelle durchgefÜhrten Prü­
fung vor~ulegen.

(6) Das Kontrollamt hat dem KontroJ1aussclluB regel­
mäßig über setne Tätigkeit zu berichten. Ober besondere
Wahrnehmungen hat das Kontrollamt dem Kontrollaus­
schuB unverzüglich Bericht zu erstatten.



X. ORDNUNGSBESTIMMUNGEN

§ 82

Ordnungsbefug.nlsS'e des Präsidenten des Landtages

(1) Der Präsident kann im ZUge der Beratungen auch
während der Rede eines zur Teilnahme an den Beratungen
Berechtigten das Wort ergreifen.

(2) Sobald der Präsident zu sprechen beginnt, hat der
Redner seine Rede solange zu unterbrechen, bis der Präsi­
dent seine AusJührungen beendet hat, widrigemalls ihm
das Wort entzogen werden kann.

(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf
des Präsidenten "zur Sache" nach sich. Nach dem dritten
Ruf "zur Sache" kann der Präs:ldent dem Redner das Wort
entziehen.

(4) W,urlde e.nem Redner wegen Abweichung vom Ge­
genstand das Wort entzogen, so kann der Landtag ohne
Debatte beschließen, daß er den Redner dennoch hören
will.

(5) Wenn jemand, der zur Teilnehme an den Beratun­
gen des Landtages berechtigt ist, den Anstand oder die
Sme verletzt oder beleidigende Ä'Ußerungen gebraucht,
sprtcht der Präsident die Mißbilligung darüb-er durch den
Ruf "zur Ordnun,g" aus. Im besonderen kann der Präsi­
dent die Rede untererechen und einem Redner nach dem
dritten Ruf "zur Ordrvung" das Wort entziehen.

(6) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratun­
gen des Landtages berechtigt ist, Anlaß zum Ordnungsruf
gegeben hat, kann dieser vom Präsidenten auch am
Schl,uß dersetben Sitzung oder am Beg'inn der nächsten
Sitzung ausqesprochen werden.
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(7) Ein Ruf ..zur Sache" oder "zur Ordnung" kann von
jedem, der zur Teilnahme an den Beratungen berechtj.gt
ist, vom Präsidenten verlangt werden. Der Präsident ent­
scheidet hlerüber endgÜltig.

§83

~bordnungen

Abordnungen werden weder zu den Verhandlungen des
Landtages noch seiner Ausschüsse zugelassen.

XI. SOHLUSSB8STIMMUNGEN

§84

Ändel1ung der Geschäftsolldnung

Dieses Gesetz kann nur auf Grund von selbständigen
Anträgen von Landtagsabgeordneten geändert werden.
Solche Anträge sind nach Durchführung der ersten Lesung
einer A1JsschuBberatung zu unterziehen. Der Ausschuß hat
schrifttich Benicht zu erstatten.

§85

Inkr.afttreten

(1) Dieses Gesetz trltt am 4. Oktober 1982 in Kr,aft.
(2) GlelchzeUtg tr-itt das Gesetz vom 25. Apri'l 1924, be­

treffend die GeschäftsoJ1dnun.g des Burgenländischen Land­
tages, LJGBI. NI'. 27 i.d.g.F. außer Kraft.

(3) (Verfassungsbestimmung) Gleichzeitig treten die
Bestimmungen der §§ 28 0 und 80 A des Gesetzes vom
25. April 1'924, betreUend die Geschäftsordnung des Bur­
genländischen Landtages, LGBI. NI'. 27 J.<t.g.F. außer Kraft.

ENTWURF ElNER GESCHÄFTSORDNUNG DES BURGENLÄNDitSCHEN LANDTAGES

I. EINBERUFUNG UND BILDUNG DES LANDTAGES

§ 1 Aufgaben des Landtages
§ 2 VerhandllJtngssprache
§ 3 8inbeJ'lufung zur ersten Sitzung
§ 4 Angelobung der Landtagsabgeordneten
§ 5 Wahl der Präsidenten des Landtages
§ 6 Abberufung der Präsidenten des Landtages
§ 7 Vertretung der Präsidenten des Landtages
§ 8 Wahl der Mitgtieder der Landesregierung
§ 9 Angelobung der Mitglieder der Landesregierung
§ 10 Landtagsklubs
§ 11 Präsidialkonferenz

" GESCHÄFTSFüHRUNG DER PRÄSIDENTEN DES
LANDTAGES UND LANDTAGSDI,REKTION

§ 12 Geschäftsführun.g des Präsidenten des Landtages
§ 13 Gemeinsam auszuübende Rechte der Präsidenten

des Landtages
§ 14 Landtagsdirektion
§ 15 Schriftführer und OJ1dner

LANDTAGES UND LANDTAGSDI,REKTION

§ 12 Geschäftsführun.g des Präsidenten des Landtages
§ 13 Gemeinsam auszuübende Rechte der Präsidenten

des Landtages
§ 14 Landtagsdirektion
§ 15 Schriftführer und OJ1dner

111. RECHTE UND PFLICHTEN DER
LANDTAGSABGEORDNETEN

§ 16 Hinterlegung des Wahlsche,lnes, Sitz und Stimme
§ 17 Teil nahmepfll cht
§ 18 Mand-atsverlust

IV. RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER DER
LANDESREGIERUNG

§ 19 Teilnahmerecht und -pflicht

V. V·ERHANDLUNGSG5G'ENSTÄNDE DES LANDTAGES
UND VERFAHREN

§ 20 Verhandlungsgegenstände
§ 21 Vol'ksbeg.ehren
§ 22 Selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten
§ 23 Selbständige Anträge von Ausschüssen
§ 24 Dringlichkeitsanträge
§ 25 Vorlaqen der Landesregierung
§ 26 Vereinbar.ungen des Landes mit dem Bund oder mit

anderen Ländern
§ 27 Pllüfiun;glsaufträge an den Rechnungshof, Berichte

des R'ech,nungshofes
§ 28 Obef'ipl1üf,ung der Geschäftsfuhrung der Landesre-

gierung, Auskunftsrecht und Akteneinsicht
§ 29 Schniftliche Anfragen
s sn Q~lrnl\!!it'''lC1f\mri'Jr'''''"

§ 27 Pllüfiun;glsaufträge an den Rechnungshof, Berichte
des R'ech,nungshofes

§ 28 Obef'ipl1üf,ung der Geschäftsfuhrung der Landesre-
gierung, Auskunftsrecht und Akteneinsicht

§ 29 Schniftliche Anfragen
§ 30 Dringliche Anfragen
§ 31 Kurze mündliche Anfragen
§ 32 Anfragen an den Präsidenten d-es Landtages und

die Obmänner der AusscJ1.üsse
§ 33 Amechtung von Landesgesetzen
§ 34 Bittschriften und Ejingaben
§ 35 Entschließungen und Abhaltung von Enqueten
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§ 38 Vervielfältigung und Verteitung von Verhandlongs­
unterlagen

§ 37 Sachliche Lmmunität

VI. BILDUNG DER AUSSCHÜSSE UND VERFAHREN

§ 38 Bildung der Ausschüsse
§ 39 Konst,ituierung der Ausschüsse
§ 40 Rechte und Pflichten des Obmannes
§ 41 Ziutritt zu den AusschiußSJitzungen
§ 42 Beiziehung von ~ichtmitgNedern

§ 43 VertrauHche Sitzungen
§ 44 TeilnahmepHicht und Erlöschen des Ausschu8man-

dates
§ 45 Beschlußfähigkeit und Geschäftsbehandlung
§ 46 Berichterstattung der Ausschüsse
§ 47 Minderheitsberichte
§ 48 -Entscheidung über Vortragen
§ 49 Verhandlungsschrln
§ 50 Unterausschüsse
§ 51 Immuoitätsausschu8
§ 52 Landesausschüsse
§ 53 Untersuchungsausschüsse

VIl. TAGUNGEN UND SITZUNGEN DES LANDTAGES

§ 54 Einberufung
§ 55 Offent~ichkeit

§ 56 Verla'uf

VIII. GESCHÄFTSBEHANDLUNG IN DEN SITZUNGEN
DES LANDTAGES

§ 57 Erste Lesung
§ 58 Ff1istset2'Jung

§ 59 Zweite Lesung
§ 60 Generaldebatte
§ 61 SpeziaidebaUe
§ 62 Rückverweisung an den Ausschuß
§ 63 Dritte Lesung
§ 64 Wortmeldung und Wortergreifung
§ 65 T.a~ächliche Berichtigung
§ 66 Wortmeldungen zur Geschäftsordnung
§ 67 Redazelt
§ 68 Schlu8 der Rednerliste
§ 69 Schluß der Debatte
§ 70 Reihung der Anträge
§ 71 Beschlußfählg·keif und Beschlußerfordernisse
§ 72 AUSlubung des Stimmrechtes
§ 73 AbsUmmung
§ 74 Durch.fütlrung von Wahlen
§ 75 Engere Wahl und Losentscheidung
§ 76 Amtliche VerhandlungsschrIft
§ 77 Sitzun.gsberichte

IX. GEBARUNGSKONTROLLE DES LANDES

§ 78 LandeskontrolJausschuß
§ 79 EInberufung und Beschlußfählgkeilt
§ 80 Ber·ichtspf.lichten
§ 81 Landeskontrollamt

X. ORDNUNGSBESTIMMUNGEN

§ 82 Ordnung;sbefugnlsse des Präsidenten des Landtaqaa
§ 83 Abordnungen

XI. SCHLUSS.BESTIMMUNGEN

§ 84 Änderung der Geschäftsordllung
§ 85 Inkrafttreten

Gemäß § 36 ·B der Geschäftsordnung des Burgenländi- IAntrag tn erste Lesung zu nehmen und dem Hechtsaus-
sehen Landtages wird beantragt, den gegenständlichen schuB zuzuweisen.

Eisenstadt, am 13. Jul' 1981
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